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Der Heimatdienft 


Neubelebung der Wirtiſchaft 


Von Reichswirtſchaftsminiſter Prof. Dr. Warmbold 


Wir alle haben in den letzten Jahren erfahren müſſen, 
was Wirtſchaftskriſe, Geſchäftsrückgang und Arbeitsloſigkeit 
für ein Volk bedeuten. 

Wir alle leiden ſchwer unter den Folgen der großen Kriſe. 
Von ihr iſt Deutſchland beſonders ſchwer betroffen: Unſer 
Geld- und Kapitalmarkt leidet immer noch unter der Kapital- 
armut, die eine Nachwirkung von Krieg und Inflation iſt. 
Darüber hinaus haben die Reparationen dem Lande und ſeiner 
Wirtſchaft große Mittel entzogen. Der ſchnelle Abzug großer 
Auslandskredite hat die deutſche Wirtſchaftskraft im letzten 
Jahre entſcheidend geſchwächt. Ein großer Teil der deutſchen 
Unternehmungen arbeitet daher mit großen und bisher noch 
wachſenden Verluſten. 

Ich brauche nicht hervorzuheben, daß die Neichsregie- 
rung — ebenſo wie die früheren Regierungen — es als ihre 
wichtigſte und vordringlichſte Aufgabe anſieht, den Leidens⸗ 
weg der deutſchen Wirtſchaft abzukürzen, das Erwerbsleben 
wieder zu beleben, die 
Sahl der Arbeits⸗ 
loſen zu vermindern 
und damit die Lebens⸗ 
haltung der breiten 
Schichten des deut⸗ 
ſchen Volkes zu ver⸗ 
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In welcher Hohe werden Mittel zur Verfuquno 
4%Milliarden RM Steuergutscheine 


an die Steuerzahler 


Ale früheren Maßnahmen zur Belebung der Wirt- 
ſchaft beſchränkten fih in der Hauptſache auf die Dergebung 
von öffentlichen Arbeiten. Bei dem jetzigen Vorgehen 
werden ſie ergänzt durch Maßnahmen, die auf eine Belebung 
der privaten Wirtſchaft abzielen. Dieſem Sweck dient die 
Milderung der öffentlichen Laſten. Das geſchieht in Form der 
Steuergutſcheine. Dieſe Steuergutſcheine ſind gleichzeitig 
eine Kreditunterlage, welche die private Wirtſchaft in⸗ 
ſtand ſetzt, ſich die Geldmittel für erweiterte wirtſchaftliche 
Tätigkeit zu beſchaffen (ſei es im Wege des Lombards, ſei es 
im Wege des Buchkredits oder der Wechſelbeziehungen). 

Aus dem Entlaſtungsprogramm der Reichsregierung 
möchte ich folgendes im einzelnen hervorheben: 

Die Beſchäftigungsprämie wird insbeſondere 
den kleineren und mittleren Betrieben zugute kommen. Sie 
bietet einen ſtarken Antrieb für die im Intereſſe der Arbeit⸗ 
nehmer erwünſchte erweiterte Einführung der Kurzarbeit. Sie 

wird dem einzelnen 

Betrieb eine billigere 

gestellt? Koſtenberechnung er⸗ 

möglichen. Damit wer⸗ 
den Preisſteigerungen 
vermieden und die 
Umſätze gefördert. Die 


beſſern. > % 1280 ; Beſchäftigungsprämie 

Ein ſolches Fiel beiter. Mal Mimi bedeutet endlich eine 
kann nur verfolgt einstellungen Hm 1932/1933 ſehr fühlbare Ent⸗ 
werden, wenn die U laſtung aller öffent⸗ 
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Maßnahmen der Re⸗ 
gierung ſich auf dem 
ſicheren Grunde einer 
ſtabilen Währung auf⸗ 
bauen. Die Regie⸗ 
rung erklärt daher mit 
allem Nachdruck, daß 
ſie eine ſtabile Wäh⸗ 
rung als die ſicherſte 
Grundlage ihrer Maß⸗ 
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lichen Haushalte, be- 
ſonders der Haushalte 
der Gemeinden, von 
den Koſten der Kri- 
fen- und Wohlfahrts- 
unterſtützung. 

Der weiteren Sen⸗ 
kung der Unkoſten 
dienen die Steuer- 

rüdvergütun- 


nahmen anſieht. Sie 
lehnt darüber hinaus 
alle Pläne ab, die dar⸗ 
auf hinausgehen, eine 
zwar ſtabile, aber im 
Wert niedriger ſtehende 
Mark zu ſchaffen. Sie trifft daher ihre Maßnahmen in ſtetem 
Einvernehmen und in engſter Suſammenarbeit mit der 
Reichsbank. i 

In den letzten Monaten find eine Reihe von Ereigniſſen 
eingetreten, die eine günſtigere Beurteilung der Kriſenlage 
zulaſſen. Durch den Vertrag von Lauſanne ſind die Laſten aus 
dem verlorenen Krieg auf ein tragbares Maß zurückgeführt, 
und dem deutſchen Volke verbleiben infolgedeſſen in der Zu⸗ 
kunft die Früchte ſeiner wirtſchaftlichen Tätigkeit. In der 
Weltwirtſchaft machen fich die erſten Anzeichen einer Be⸗ 
lebung geltend. Die Preiſe der wichtigſten Rohjtoffe beginnen 
ſich zu heben. Die Geldmärkte haben einen außerordentlichen 
Grad der Flüſſigkeit erreicht. Die Läger ſind in wichtigen 
Bezirken und Branchen ſtark abgebaut. Alle dieſe Anzeichen 
lajien es wahrfcheinlich erſcheinen, daß wir uns allmählich 
dem Ende der Kriſe zu nähern beginnen. In einem ſolchen 
Seitpunkt kann man daher erwarten, daß die geplanten Maß⸗ 
nahmen zur Belebung der Wirtſchaft und Verminderung der 
Arbeitsloſen Erfolg haben werden. Infolgedeſſen erſchien es 
gerechtfertigt, den Umfang der öffentlichen Arbeiten 
weſentlich zu vergrößern. Es iſt wohl nicht allgemein bekannt, 
daß die urſprünglich für öffentliche Aufträge vorgejehenen 
Mittel inzwiſchen ſehr erheblich erhöht worden ſind. Es kann 
auf einen Geſamtaufwand der öffentlichen Stellen für ſolche 
Zwecke von 34 Milliarden RM. in den nächſten Monaten ge⸗ 
rechnet werden. Dieſe Summe wird als wirkſamer Antrieb für 
eine nachhaltige Neubelebung der geſamten Wirtſchaft dienen. 
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gen. Sie beziehen fich 
nicht auf Einkom⸗ 
men- und Dermögens- 
ſteuern, ſondern aus⸗ 
ſchließlich auf un⸗ 
mittelbar die Produk- 
tion belaſtende Steuern. Sie follen die- Dorausjegungen 
dafür ſchaffen helfen, den Umfang der Produktion zu 
erhöhen, um die Arbeitsgelegenheiten dadurch zu vermehren. 
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Die Beſeitigung der Beförderungsiteuer für ein Jahr wird 


ſich in voller Höhe in zuſätzlichen Aufträgen der Reichsbahn 
auswirken. Die Milderung der Umſatzſteuer wird 
deshalb gewährt, weil dieſe Steuer nur diejenigen trifft, 
die Umſätze machen und dadurch die Erzeugung fördern. Eben⸗ 
jo ſoll die Rückvergütung der Gewerbeſteuern die Pro- 
duktion entlaſten. Beſondere Aufmerkſamkeit wird dem be⸗ 
drängten Hausbeſitz zugewandt, und zwar in doppelter Rich- 
tung: Einmal werden 50 Millionen RM. unter beſtimmten 
Vorausſetzungen als Zuſchuß zu Reparaturen für den Haus- 
beſitz bereitgeſtellt. Zweitens werden die Steuergutſcheine 
auch für die Grundſteuer gewährt. Es war techniſch nicht 
durchführbar, diefe letztere Dergünſtigung von der Vornahme 
der Reparaturen unmittelbar abhängig zu machen; es muß 
aber erwartet werden, daß die freigewordenen Beträge dieſem 
Swecke zugeführt werden. Damit dient der Bausbeſitzer nicht 
nur dem Allgemeinintereſſe, ſondern er ſchützt ſich auch ſelbſt 
vor den Nachteilen weiterer Entwertung ſeines Beſitzes. 

Die für ein Jahr gewährten Steuererleichterungen be⸗ 
deuten einen Vorgriff auf die Steuererträge künftiger Jahre. 
Aber dieſer Vorgriff iſt unbedenklich. Denn die Steuererleichte⸗ 
rungen bringen dem Reich nicht ſo ſtarke Einnahmeausfälle, 
daß der Haushalt bedroht wäre. Ferner iſt damit zu rechnen, 
daß die Steuereingänge nach Überwindung der Wirtſchafts⸗ 
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Der Heimatdienſt 


kriſe reichlicher fließen werden. Auch iſt zu hoffen, daß dann 
die geplante Reform der öffentlichen Verwaltung eine Senkung 
der Ausgaben herbeiführen wird. 


Wenn die Privatwirtſchaft in dem gewünſchten Um⸗ 
fange neue Arbeiten durchführen und damit die Arbeitsmög⸗ 
lichkeiten ſteigern ſoll, ſo bedarf ſie dazu in den meiſten Fällen 
neuer zuſätzlicher Kredite. Die Unterlage hierfür bieten die 
Steuergutſcheine. Der Steuergutſchein iſt wirtſchaftlich nichts 
anderes als eine Forderung des einzelnen Steuerzahlers gegen 
das Reich, die, wie jede andere Forderung, zur Beſchaffung 
von Geld beliehen werden kann. Die Scheine werden deshalb 
zum Lombard bei der Reichsbank zugelaſſen. Sie werden dar- 
über hinaus aber auch als 
Unterlage für zuſätzlichen 
Diskontkredit bei den Ban⸗ 
ken und bei der Reichsbank 
dienen. Ferner werden ſie 
an den Börſen gehandelt 
werden. Der Steuergut⸗ 
ſchein erreicht nur ſeinen 
Sweck, wenn er auf einem 
von dieſen Wegen als Un⸗ 
terlage für Kredite benutzt 
wird, die neue zuſätzliche 
Arbeit ſchaffen. Inſofern 
iſt die Regierung bei der 
Durchführung ihres Wirt⸗ 
ſchaftsprogramms auf die 
tätige Mitwirkung der ge⸗ 
ſamten Wirtſchaft angewie⸗ 
ſen; ſie richtet deshalb an 
alle Unternehmer den drin⸗ 
genden Ruf, auf der durch 
die Steuergutſcheine ge⸗ 
gebenen Kreditunterlage baldmöglichſt mit neuen Aufträgen 
und Arbeiten zu beginnen. An Arbeiten, die ausgeführt 
werden können, fehlt es, auch abgeſehen von den öffentlichen 
Aufträgen, nicht. Ich erinnere u. a. daran, daß ſeit Jahren 
viele Reparaturen an Käufern und Fabrikanlagen unterlaſſen 
worden ſind, die beſchleunigt nachgeholt werden müſſen. 

Bei allen ihren Maßnahmen hat die Regierung beſonders 
auf den Mittelſtand Rüdficht genommen. Das Wirtſchafts⸗ 
programm ſoll in erſter Linie den mittleren und kleineren 
Betrieben zugute kommen, weil ſie am früheſten und ſtärkſten 
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an der Belebung der Wirtſchaft beteiligt ſein werden, weil 
ſie vor allem am meiſten neue Arbeitsplätze zu ſchaffen ver⸗ 
mögen. Der Hilfe für den gewerblichen Mittelſtand 
dienen noch beſonders die Beſtimmungen der Verordnung, nach 
denen erhebliche Beträge — rd. 90 Mill. RM. — für lang⸗ 
friſtige Kredite an mittlere und kleinere Betriebe ſowie für 
gewerbliche Kreditgenoſſenſchaften und für Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaften, die das Depoſitengeſchäft betreiben, zur Verfügung 
geſtellt werden. z 

Unſer iel einer baldigen Belebung des Wirtſchafts⸗ 
lebens in Deutſchland ift nur zu erreichen, wenn es von allen 
Seiten und auf allen gegebenen Wegen gleichzeitig verfolgt 
wird. Weitere Maßnahmen werden ſich deshalb an die Der- 
ordnung anſchließen müſſen. Es wird dafür geſorgt werden, 
daß die Verordnung in gerechter und die ſozialen Geſichts⸗ 
punkte ſorgfältig berückſichtigender Weiſe durchgeführt wird. 
Dabei wird die Wirtſchaft in keiner Richtung neu belaſtet 
werden. Wir hoffen im Gegenteil, ihr über den Rahmen der 
Verordnung hinaus insbeſondere durch eine Diskontſenkung 
eine weitere Entlaſtung bringen zu können. 

Unſer Vorgehen wird, ſo hoffe ich, dann einen vollen 
Erfolg haben, wenn es von der tätigen und verſtändnisvollen 
Mitarbeit der Bevölkerung getragen iſt. 


Die preußiſche Verwaltungsreform 


Don Reichskommiſſar Dr. Bracht 


Die Grundlagen der preußiſchen Verwaltung ſind ſtets 
in Seiten äußerſter Not geſchaffen und umgeſtaltet worden. 
Dies iſt kein Zufall, denn in Zeiten des Wohlſtandes treten 
die Konſtruktionsfehler und Mängel einer Verwaltung nicht 
ſo in Erſcheinung, daß die Erkenntnis der Notwendigkeiten 
einer Reform den erforderlichen Nachdruck bekommen könnte. 
Unter größten finanziellen Schwierigkeiten ſchuf Friedrich 
Wilhelm I. ein Beamtentum, das weit über Deutſchlands 
Grenzen hinaus zum Sinnbild für unbeſtechliche Pflichttreue 

und Hingabe an den Staat als Hüter des Gemeinwohls wurde. 
Als der Freiherr vom Stein ſein Reformwerk begann, war der 
größte Teil des preußifchen Staatsgebiets vom Feinde beſetzt 
und das ganze Land in bitterſter Not. Trotzdem hat die Stein⸗ 
Hardenbergſche Verwaltungsreform nicht nur die Befreiung 
und den Wiederaufſtieg Preußens befördert, ſondern auch die 


Grundlage für den Derwaltungsaufbau bis in die heutige Zeit 


geſchaffen. Auch die große Verwaltungsreform der ſiebziger 
Jahre hatte ihre letzte Urſache in den ſchweren wirtſchaftlichen 
Ariſenerſcheinungen nach der Gründerzeit. Es liegt alſo ganz 
im Sinne der geſchichtlichen Tradition Preußens, wenn in der 
heutigen Notzeit wiederum eine Reform der preußiſchen Der- 
waltung durchgeführt wird, deren Notwendigkeit zwar ſchon 
ſeit Jahrzehnten erkannt, deren Durchführung aber immer 
wieder hinausgezögert wurde. ; 


Jede Derwaltungsreform muß fich gegen eine große gahl 
von Widerſtänden durchſetzen, und die Jeitgenoffen des frei- 
herrn vom Stein waren nicht fo einmütig von der großen Be- 
deutung dieſes Reformwerks überzeugt wie die Feſtredner, 
die es kürzlich anläßlich des hundertſten Todestages Steins 
mit Recht als eine der größten ſtaatsmänniſchen Taten ge- 
prieſen haben. Proteſte gegen eine Derwaltungsreform find 
allerdings noch nicht ein Beweis für ihre Güte, und die preu⸗ 
ßiſche kommiſſariſche Regierung leitet auch aus den jetzt er⸗ 
hobenen Proteſten noch nicht das Recht zu einem Vergleich 
ihrer Maßnahmen mit denen des Freiherrn vom Stein ab. 
Eins kann aber gegenüber den Kritikern feſtgeſtellt werden: 


Die Sparſamkeit der öffentlichen Hand will zwar jeder gern —, 


aber ſie ſoll ihn möglichſt nicht ſelbſt treffen. Deshalb können 
auch nicht alle Wünſche erfüllt werden, ſondern es muß die 
ſachliche Notwendigkeit entſcheidend bleiben. Will man mit 
der Sparſamkeit im preußiſchen Staat Ernſt machen, ſo können 
einzelne Härten nicht vermieden werden. 
Das Siel der Reform iſt eine unmittelbare Erſparnis von 
Ausgaben und eine möglichſt weitgehende Vereinfachung der 
Verwaltung, damit die ſtaatlichen Aufgaben gegenüber der 
Allgemeinheit ſchnell und zweckdienlich erfüllt werden können. 
Die Verordnungen der kommiſſariſchen Regierung find nicht 
das Werk weniger Wochen, ſondern fie beruhen auf einer mo— 


275 


Der Heimatdienſt 


FFP... ee EEE EEE EEE EEE ee 


natelangen, eingehenden Dorarbeit aller beteiligten Behörden 
. und Miniſterien, die fih wiederum auf den Ergebniſſen von 
Arbeiten aufbaute, die bis in die Zeit vor dem Kriege zurüd- 
reichen. Für den Entſchluß, die Reformen durch Notverord⸗ 
nungen in Kraft zu ſetzen, war ſchließlich die Überlegung ent⸗ 
ſcheidend, daß man einmal aus dem Stadium der Dorberei- 
tung in das der praktiſchen Durchführung gelangen muß. 


Die beiden bisher durchgeführten Hauptgruppen von Re⸗ 
formmaßnahmen — die Auflöſung von ſechzig Amtsgerichten 
und achtundfünfzig Landkreiſen ſowie die organiſatoriſche 
Neugeſtaltung der allgemeinen Verwaltung — berühren nur 
Teilgebiete der großen Reform, die in Reich, Ländern und Ge- 
meinden an Haupt und Gliedern erfolgen muß. Die fommu- 
nale Selbſtverwaltung konnte dabei nur teilweiſe miteinbe- 
zogen werden, und zwar aus dem rechtlichen Grunde, daß die 
Notverordnung des Herrn Reichspräſidenten vom 24. Auguft 
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Die Verwaltungsvereinfachung in Preußen 


1951 die Länder nur zu Reformmaßnahmen ermächtigt, mit 
denen unmittelbare Erſparniſſe verbunden ſind. Soweit die 
Kommunalverwaltung betroffen wird, entſpringen die Reform- 
maßnahmen folgerichtig der vorgenommenen Umlagerung jtaat- 
licher Funktionen und bedeuten keine Einengung der kommu- 
nalen Selbftverwaltung. Auch die Ausdehnung der Kreisauf- 
ſicht auf die Städte bis zu zehntauſend Einwohnern iſt keine 
„Degradierung“, ſondern trägt der Tatſache Rechnung, daß der 
Kreis einſchließlich dieſer Städte immer ſtärker zu einem feſt⸗ 
geſchloſſenen Selbſtverwaltungskörper mit eigenem Leben ge⸗ 
worden iſt. Die neugeſchaffenen Möglichkeiten zur Beſtellung 
ehrenamtlicher Bürgermeiſter in kleinen Städten und zur UAn- 
gliederung des Polizeiweſens an Nachbarſtädte oder »bezirke 
ſollen unmittelbar Erſparniſſe herbeiführen und liegen in der 
Linie einer Geſamtreform der kommunalen Selbſtverwaltung, 
die in Verbindung mit einer Reform des Finanzausgleichs als 
dringende Aufgabe beſtehen bleibt. 
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Die Einziehung von Kreiſen und Amtsgerichten ſoll nicht 
nur eine gleichmäßigere Verteilung des ſtaatlichen Apparates, 
ſondern mit in erſter Linie eine weitgehende Erſparnis brin⸗ 
gen. Die dabei erzielten Erſparniſſe ſind durchaus nicht un⸗ 
erheblich, ſondern betragen allein für die ſtaatliche landrätliche 
Verwaltung bei einer Geſamtausgabe von 18 Millionen Reihs- 
mark jährlich 1 Million. Der Schwerpunkt liegt jedoch bei der 
Kreiskommunal verwaltung, in der künftig viele Millionen ein- 
geſpart werden können. Durch den Wegfall einer größeren An- 
zahl ſelbſtändiger Behörden werden trotz der Weiterbeſchäfti⸗ 
gung der frei werdenden Beamten und Angeſtellten Sachaus⸗ 
gaben in einem Umfang unnötig, der allein ſchon dieſe Maß⸗ 
nahmen rechtfertigen kann. Auch für die Auflöſung der vor- 
pommerſchen Regierung in Stralſund gilt das gleiche, denn 
dieſer Regierungsbezirk, der nur vier Landkreiſe und zwei 
Stadtkreiſe mit insgeſamt 247 000 Einwohnern umfaßt, kann 
ohne Schwierigkeiten in der heutigen Zeit moderner Verkehrs- 
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mittel von Stettin aus mit verwaltet werden. Das Ziel der 
Derwaltungsreform ift, Erſparniſſe und Dereinfahung zu 
ſchaffen. Dor allem ift es notwendig, ein Nebeneinander und 
Gegeneinander von Verwaltungsmaßnahmen zu beſeitigen. 

Bisher beſtanden in der Kreisinſtanz neben dem Landrat 
als ſtaatlichem Kreisleiter und Chef der Kreiskommunalver⸗ 
waltung als beſondere Fachbehörden der Kreisſchulrat, der 
Kreismedizinalrat, der Kreisveterinärrat, ferner Hochbauamt, 
Kataſteramt, Kulturamt uſw. Wenn jetzt dieſe Behörden dem 
Landrat angegliedert werden, ſo ſoll damit die perſönliche Ini⸗ 
tiative und Verantwortungsfreudigkeit ihrer Leiter nicht zer⸗ 
ſtört werden. Während bisher eine Zuſammenfaſſung dieſer 
Behörden erſt bei der Regierung vorhanden war, ſoll jetzt die 
engere Fühlungnahme und Einheitlichkeit ihrer Maßnahmen 
bereits für die Kreisinftanz ſichergeſtellt werden, womit auch 
die Möglichkeit entſteht, den Kreisbehörden einen größeren 
Aufgabenbereich zuzuweiſen. 
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Dieſe Dekonzentration der Verwaltungsaufgaben macht 
die Bahn frei für eine zweckentſprechende Reform bei den über- 
geordneten Inſtanzen. Die Bezirksregierung wird von zahl⸗ 
reichen Arbeiten und Entſcheidungen entlaſtet und kann des⸗ 
halb die neuen Aufgaben übernehmen, die ihr nach der Neu- 
regelung der Befugniſſe von Oberpräſident und Regierungs⸗ 
präſident zufallen. Die Frage, wie das Derhältnis zwiſchen 
dieſen beiden Behörden geſtaltet werden ſoll und ob etwa 
eine von beiden überhaupt fortfallen kann, hat in den Erörte⸗ 
rungen, die der jetzigen Reform vorausgingen, eine große Rolle 
geſpielt. Man war ſich ſchließlich darüber klar geworden, daß 
keine von beiden Behördenſtellen entbehrt werden kann, daß 
aber das Schwergewicht der praktiſchen Derwaltungsaufgaben 
der Regierung zugeteilt werden muß. 

Die Kückſichtnahme auf eine künftige Reichsreform hat die 
Streitfrage zugunſten einer Entlaſtung des Gberpräſidenten 
von jeder Kleinarbeit in der Verwaltung entſchieden. Er ſoll 
in Anlehnung an den Gedanken des Freiherrn vom Stein ſich 
wieder ganz ſeiner vornehmſten Aufgabe als Vertrauensmann 
der Staatsregierung für die geſamte Provinz widmen können. 
Die eigentlichen Derwaltungsbehörden werden mit Ausnahme 
der Aufficht über die höheren Schulen den Regierungspräſiden⸗ 
ten unterſtellt. Ob auf die Dauer die Aufſicht über die höheren 
Schulen beim OGberpräſidenten verbleibt, darüber ift das letzte 
Wort noch nicht geſprochen. Die Überwachung des politiſchen, 
kulturellen und wirtſchaftlichen Lebens und der geſamten pro⸗ 
vinziellen Derwaltungsarbeit im Großen gibt dem Oberpräſi⸗ 
denten eine entſcheidende Bedeutung und eine Stellung, die 
fih auch in den großen Rahmen einer künftigen Reichsreform 
einfügen läßt. 

Die Juſammenfaſſung aller Sonderverwaltungen in der 
Regierung unter oberſter Leitung und Verantwortung des Re⸗ 
gierungspräſidenten ſchafft einen geſchloſſenen Verwaltungs⸗ 
körper für den Regierungsbezirk, der eine erhöhte Leiſtungs⸗ 
fähigkeit und damit die Gewähr für ſchnelle und zielſichere 


Derwaltungsarbeit in fih trägt. Damit ift auch die Aufhebung - 
der früheren Kollegialverfaffung der Abteilungen für Schulen 
und für Domänen und Forſten bedingt, die nunmehr der ein⸗ 
heitlichen Verantwortung des Regierungspräſidenten unter⸗ 
ſtellt werden. Eine gleiche Regelung tritt auch für die Aufſicht 
über das höhere Schulweſen in der Inſtanz des Oberpräſi⸗ 
denten ein, der an Stelle des bisherigen Provinzialſchulkolle⸗ 
giums verantwortlicher Leiter dieſer ihm angegliederten Ab- 
teilung wird. 

Die grundſätzliche Abkehr von der Follegialverfaſſung be- 
ruht auf dem Grundgedanken, daß die Derwaltungsarbeit von 
Beamten geleiſtet werden muß, die als Einzelperſönlichkeit die 
volle Verantwortung für ihre Entſcheidungen tragen können. 
Schon Bismarck hat ſtarke Bedenken gegen die Entſcheidung 
von Verwaltungsmaßnahmen durch Kollegien gleichgeordneter 
Beamter geäußert, da durch die Anonymität die Derantwort- 
lichkeit herabgemindert werde. Mit einer Dekonzentration der 
Verwaltung und der Verlagerung einer Reihe wichtiger Ent⸗ 
ſcheidungen in die untere Inſtanz müſſen ſich gleichzeitig die 
Anforderungen an die Derantwortlichfeit des Behördenleiters 
verſtärken. Er muß alfo die beſten Dorausſetzungen in per⸗ 
ſönlicher und fachlicher Beziehung für ſein Amt mitbringen. 

Das große Ziel einer durchgreifenden Reform der preußi⸗ 
ſchen Verwaltung, das ſich die preußiſche Staatsregierung bei 
ihren Maßnahmen geſteckt hat, kann nur erreicht werden, wenn 
ihr an den verantwortlichen Stellen als Landräte, Regierungs⸗ 
und Oberpräſidenten Männer zur Verfügung ſtehen, die um- 
faſſende Sachkenntnis beſitzen, ſich lediglich als Diener des 
Staates fühlen und ihre perſönlichen weltanſchaulichen und 
politiſchen Auffaſſungen dem Staatsintereſſe unterordnen. 
Solche Männer ſind heute bereits in großer Fahl leitend im 
preußiſchen Staat tätig. Aber es gilt, die jahrhundertealte 
Tradition des ſachlichen und ſeiner Verantwortung für das 
Gemeinwohl bewußten preußiſchen Beamten in jeder Be- 
ziehung wieder zur vollen Entfaltung zu bringen. 


der ſoziale Zwed im neuen Wirtichaftsplan der Reichsregierung 


Von Staatsſekretär Dr. Grieſer, Berlin 


Es entſpricht der Natur der Dinge, daß der neue Wirtſchafts⸗ 
plan der Reichsregierung zunächſt wirtſchaftliche Zwecke im Auge 
hat, insbeſondere die Überwindung des Krifentiefs und die Auf- 
erſtehung des wirtſchaftlichen Wagemutes. Dem neuen Plan tft 
zugleich ein ſozialer Fweck eingeboren: Abbau der Arbeitsloſigkeit 
und Vermehrung der Arbeitsgelegenheit. Dem zweiten Zweck find 
die folgenden Feilen gewidmet. 

SBaunächſt ein Wort zur Dorgeſchichte. Dem neuen Plan ging 
die Beſchaffung von öffentlichen Arbeiten voraus. In den Be⸗ 

triebsſtock wurden anfangs 155 Millionen RM. eingelegt: 50 Mil⸗ 
lionen RM. für Waſſerſtraßen, 60 Millionen für Landſtraßen und 
25 Millionen für Bodenverbeſſerung. Dem Betriebsſtock find bis 
jetzt 80 Millionen Rm. durch Hingabe oder Bewilligung ent- 
nommen: 34 Millionen RM. für Waſſerſtraßen, 40 Millionen für 
Tandſtraßen und co Millionen für die Bodenverbeſſerung. Bei der 
Bodenverbeſſerung war hiernach die Entwicklung nicht ſo raſch wie 
bei den anderen Gebieten. Bei der Kreditvermittlung ſpielt die 
Deutſche Geſellſchaft für öffentliche Arbeiten eine Hauptrolle. Sie 
wird von der Keichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits⸗ 
loſenverſicherung nach Kräften unterſtützt. Bei den Votſtands⸗ 
arbeiten ſind zur Zeit 65 000 Arbeiter beſchäftigt. 
Im Sommer d. J. erweiterte das Reich feine Kredithilfe für 
die Einführung von zuſätzlichen Arbeiten und bedachte damit ins⸗ 
beſondere die vorſtädtiſche Kleinſiedlung, die landwirtſchaftliche 
Siedlung, die Abrüſtung veralteter Handelsſchiffe (Abwrackarbeiten) 
und die Herſtellung von Fahrzeugen für den Heringsfang (Herings- 
loggerbau). In den Vordergrund trat zugleich das Bedürfnis nach 
Bau von Eigenheimen für den ſelbſtändigen Mittelſtand und die 
gehobene Schicht der Arbeiter und Angeſtellten. Bei der Auf⸗ 
bringung der Mittel rang guter Wille mit tatſächlichen Schwierig⸗ 
keiten. Soweit die Mittel im Haushalt des Reichs fehlten, erklärte 
ſich das Reich bereit, für die endgültige Deckung des Geldbedarfs in 
künftigen Baushaltsjahren ſoweit als möglich zu ſorgen. Die vor⸗ 
läufige Aufbringung der Mittel oblag zunächſt den Beſtellern und 
Unternehmern des Werks. Wo das Grundgeſchäft als Güterum⸗ 
tauſch angejehen werden konnte, wurde der Weg der wechſelmäßigen 
Verpflichtung beſchritten. Solche Wechſel wurden von den Banken 
angekauft und, ſoweit notwendig und vertretbar, an die Reichsbank 
zur Redistontierung weitergegeben: ein an fih einwandfreies, aber 
umſtändliches Geldgeſchäft. Für die Schätzung der Fahl der Ar- 


beiter, die bei dieſen Unternehmen Arbeit und Brot fanden, liegen 
ausreichende Angaben nicht vor. 

Daneben pflegte die Reichsregierung mit beſonderer Aufmerk- 
ſamkeit den freiwilligen Arbeitsdienſt zur Verſorgung der arbeits- 
willigen männlichen Jugend. Wo ein gemeinnütziges Unternehmen 
weder im freien Werkvertrag, noch in der Form von Votſtands⸗ 
arbeiten durchgeführt werden kann, tritt der Arbeitsdienſt als neue 
Arbeitsweiſe ein. Im Juni hat die Reichsregierung den Arbeits- 
dienſt zwar nicht im Gegenſtand, aber im Perſonenkreis ausgedehnt 
und ihm neue Siele geſteckt: mit ernſter körperlicher Arbeit ver⸗ 
bindet ſich ſtaatsbürgerliche Erziehung und geiſtige Schulung der 
Arbeitsdienſtwilligen. Für den Betrieb des Arbeitsdienſtes wurden 
zunächſt 75 Millionen RM. zur Verfügung geſtellt. In den Arbeits- 
dienſt werden binnen kurzem 200 000 junge Deutſche eingereiht ſein. 

Für die Vermehrung der Arbeitsmenge eignet ſich bei dem 
augenblicklichen Charakter der Depreſſion die Inſtandſetzung von 
Wohngebäuden und die Teilung von Wohnungen. Um dieſen Block 
eingefrorener Arbeitsmöglichkeiten zu ſprengen und aufzulöſen, bot 
das Reich auf Grund der Verordnung vom 14. Juni den Haus- 
beſitzern Reichsbürgſchaften bis zum Betrage von 100 Mill. RM: 
und ſonſt Zufhüffe von 5 Mill. RM. an. Vach den bisherigen 
Ergebniſſen entſpricht die Wirkung nicht ganz den Erwartungen. 
In der Hauptfache liegt der Grund wohl in der natürlichen Scheu 
der Hausbefiter und Handwerker vor der Derſtrickung in wechſel⸗ 
mäßige Verpflichtungen. Die Verordnung vom 4. September ſchlug 
daher für das gleiche Ziel einen anderen Weg ein: Das Reich 
erſtattet von den Koſten, die dem Bausbeſitzer für größere Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten oder für die Teilung von Großwohnungen ent⸗ 
ſtehen, einen Bruchteil, vorausſichtlich ein Fünftel bei den Repara⸗ 
turen und etwa die Hälfte bei Wohnungsteilungen. Der Betrag 
für die Reichsbeihilfe ift begrenzt. Er wird 50 Mill. RM. nicht 
überſteigen. Für die Regelung von Einzelheiten wird der Reihs- 
arbeitsminiſter nähere Beſtimmungen treffen. Der Jwet im all- 
gemeinen iſt Schutz des Wohnhauſes gegen Wertminderung und 
Verfall im Intereſſe des Eigentümers, der Hypothefengläubiger und 
der Mieter, Gewinnung von Wohnraum für Mieter mit mittlerem 
oder kleinerem Einkommen. Für dieſen Zweck werden Verträge mit 
Kaufleuten wegen Lieferung von Stoffen, mit Unternehmern, ins⸗ 
beſondere den mittleren und kleineren Betrieben, zur Herſtellung 
von Leiſtungen, und mit Arbeitnehmern Arbeits- und Dienſtver⸗ 
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träge abgeſchloſſen. Das Ergebnis wird ein Zuwachs an Kauf- 
kraft bei Unternehmern und Arbeitern fein. _ 

Auch der Steuernachlaß in der Form der Steuergutfcheine 
ſtammt aus einem ſozialen Motiv. Im Steuergutſchein nimmt das 
Reich keine Darlehen für fih auf; es vermittelt vielmehr den Jah- 
lern beſtimmter Steuern durch Hingabe eines handels-, börſen⸗ und 
lombardfähigen Papieres einen Kredit bei den berufenen Geldgebern, 
insbeſondere bei den Banken; aber auch bei den Beſitzern von ge⸗ 
hortetem Gelde, aber nicht für die Zahlung von Schulden, ſondern 
für die Vergebung von zuſätzlicher Arbeit und für die Vermehrung 
der Produktion. Für die künftige Befreiung von der Beförderungs⸗ 
ſteuer kann z. B. die Reichsbahn ſchon jetzt zurückgeſtellte Oberbau⸗ 
arbeiten ausführen oder Aufträge zur Ergänzung und Derbefferung 
ihres Wagenparks geben. 

Werden alle Möglichkeiten des neuen Planes ausgenutzt, dann 
kann ein Arbeitszuwachs gewonnen werden, der etwa viermal 
größer ijt als der urſprüngliche Umfang der Notſtandsarbeiten. 

Man überblicke noch einmal die Entwicklung: 

Am Anfang waren die Votſtandsarbeiten das Mittel zur Ein⸗ 
ſchränkung der Arbeitsloſigkeit. Sie werden auch jetzt und künftig 
nicht aus dem Auge gelaſſen werden; daß in ihr aber nur begrenzte 
Möglichkeiten liegen, kann nicht beſtritten werden. Bei Notitands- 
arbeiten gibt die öffentliche Hand oft nur das, was fie an anderer 
Stelle wegnimmt, fie verſchiebt in gewiſſem Sinne Kaufkraft. Zur 
echten Vergrößerung der Arbeitsmenge ſucht der neue Plan den in 

der freien Wirtſchaft aus Mangel an Mitteln oder zur Schonung 
liquider Mittel zurückgeſtellten und erſtarrten Arbeitsbedarf, um 
ihn in Umlauf zu bringen und flüſſig zu machen. Was das Auf⸗ 
lockerungsmittel anlangt, ſo kann man bis zu einem gewiſſen Grade 
zugeben, daß das zuerſt gewählte Mittel — die wechjelmäßige Dor- 
finanzierung und die endgültige Regelung im Haushalt der künf⸗ 
tigen Jahre — nicht die rechte zündende Wirkung hatte. Die Zünd- 
kraft verſpricht fih der neue Plan von der Ausgabe und Verwer⸗ 
tung der Steuergutſcheine. Es werden neue Kaufverträge, Wert- 
verträge und Arbeitsverträge entſtehen; in der Werkſtätte regt ſich 
das Gerät, in der Fabrik die Maſchine und beim Arbeitsloſen die 
Hand. Der neue Arbeitsplan wird 1% Millionen Arbeitsloſen 
das Tor zur Betriebsſtätte öffnen und damit ſogleich zwei Mil⸗ 
lionen Frauen und Kindern von ſolchen Arbeitsloſen helfen, es ſei 
denn, daß unerwartet widrige Umſtände dazwiſchentreten. 

Sozial handelt, wer aus Unterſtützungsempfängern Lohnemp⸗ 
fänger macht. Ein neuer Weg zu dieſem Ziel führt über die Lohn⸗ 
politik. Die Öffentlichkeit lobt den Zweck, tadelt aber das Mittel. 
Ein aufklärendes Wort tut daher not. 

Für die Vermehrung der Belegſchaft über die durchſchnittlichen 

Beſtände der Monate Juni, Juli und Auguſt 1932 erhält der Arbeit⸗ 
geber einen Lohnzuſchuß in Form eines Steuergutſcheines. Ver⸗ 
mehrung von Arbeitsgelegenheit und Entrichtung von Steuern 
kommen dem öffentlichen Haushalt zuſtatten. Mit der Steuer deckt 
die öffentliche hand ihre Ausgaben. Wer einen Arbeitsloſen in 
das Arbeitsverhältnis einreiht, erſpart der öffentlichen Hand Aus⸗ 
gaben und verdient ſich dadurch einen Steuergutſchein ſo gut wie 
der Steuerzahler ſelbſt. 

Ein Beifpiel zur Erläuterung von Sinn und Zwed dieſer Be⸗ 
ſchäftigungsprämie: Bei Ausnutzung ſeiner ganzen Fähigkeit be⸗ 
ſchäftigt ein Betrieb 100 Arbeiter. Der allgemeine Niedergang der 
Wirtſchaft hat 40 Arbeitsplätze frei gemacht, ſo daß der Betrieb in 
der für die Veranlagung zur Beſchäftigungsprämie maßgebenden 
Seit — Juni, Juli und Auguſt 1952 — nur 60 Arbeiter durch⸗ 
halten könnte. Für jeden Mann, den der Betrieb über die Beſtands⸗ 
zahl der Deranlagungszeit hinaus ein Vierteljahr beſchäftigt, ſtellt 
die Finanzkaſſe nach Ablauf des Vierteljahres dem Unternehmer 
einen Steuergutſchein im Nennwert von 100 Rm. aus: der Arbeit⸗ 
geber erhält hiernach zur Verbilligung der Produktion einen Zu- 
ſchuß, der Lohntarifſatz bleibt unberührt. Für diefe Lohnzuſchüſſe 
ſetzt das Reich im ganzen 700 Mill. Rm. aus. Vermehrt der als 
Beiſpiel gewählte Betrieb im letzten Kalendervierteljahr 1952 ſeine 
Belegſchaft um ein Drittel von 60 auf 80 Mann, ſo erhält er an⸗ 

fangs 1955 einen börſenfähigen Steuergutſchein im Nennwert von 
2000 RM. Angenommen, die 80 Mann leiſten im Vierteljahr 
25 Schichten — die Schicht zu 5 RM. —, ſo beträgt die geſamte 
Lohnſumme in dieſem Dierteljahre 30000 Rm. Sie ift um 
2500 RM. höher als bei Beſchäftigung von nur 60 Mann. Da 
hiervon 2000 RM. in Form von Steuergutfcheinen zurückerſtattet 
wer rden, jo wird für den Arbeitgeber der geſamte Lohn um 6% v. H. 
verbi gig. Der Unternehmer kann dafür auch die Preiſe für Waren 
und Qeiſtungen ermäßigen. 

Ma wird einwenden, das Beiſpiel ſtimmt nach den Regeln 
der Arithmetik, aber nicht nach den Geſetzen der Wirtſchaft: Die 
Belegſchaft werde erft vermehrt, wenn fih vorher der Auftrags- 
beſtand vergrößert habe. Es ift richtig: Auf der einen Seite droht 
die Sorge um den Abſatz, auf der anderen Seite lockt die Anwart⸗ 
ſchaft auf den Steuergutſchein. Das Wagnis wird geringer ſein, 
wenn ſich der Unternehmer für den Erwerb des Steuergutſcheines 
KArtſcheidet. Der neue Plan gewährt nicht bloß Beſchäftigungs⸗ 
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prämien, er ſchafft gerade durch den Steuernachlaß im allgemeinen 
und durch andere Maßnahmen die Dorausſetzungen für die Der- 
mehrung der Aufträge. Im übrigen kann der Betrieb, wenn er 
nicht ſofort neue Aufträge hereinholen kann, die Belegſchaft ver⸗ 
mehren — auf Koſten der Arbeitszeit. Die Arbeitsmenge wird 
durch Verkürzung der Arbeitszeit geſtreckt und dann unter die alte 
und neue Belegſchaft gleichmäßig verteiit. Was im Vierteljahr 
60 Arbeiter in 75 Schichten leiſten, führen — in runden Zahlen 
geſprochen — 80 Arbeiter in 60 Schichten aus. Für die Lohn⸗ 
prämie genügt die Vermehrung der Belegſchaft durch Serlegung 
der Arbeitsmenge in kleinere Lofe und Verteilung unter eine 
größere Zahl von Arbeitern. Auch eine ſolche Neufeſtſetzung der 
Anteile — die Kontingentierung der Arbeitsmenge — macht Unter⸗ 
ſtützungsempfänger zu Lohnempfängern und verringert die Aus⸗ 
gaben der öffentlichen Hand. Indes bleiben Ausführungsvorſchriften 
vorbehalten. 

Für den gleichen Zweck wendet die Verordnung der Reids- 
regierung vom 5. September noch ein anderes Mittel an. Auch ſie 
will Arbeitsloſe wieder in das Beſchäftigungsverhältnis einreihen 
und gibt dem Arbeitgeber das Recht, den Lohntarif verhältnismäßig 
zu mindern, wenn er die Fahl ſeiner Arbeiter gegenüber dem Stande 
vom 15. Auguſt oder gegenüber dem Durchſchnitt der Monate Juni, 
Juli und Auguſt 1952 vermehrt. Je größer die Vermehrung, deſto 
größer — und zwar in einem geſteigerten Verhältniſſe — die Lohn⸗ 
minderung. Dem Minderungsanſpruch unterliegt nicht der Lohn 
für die ganze Arbeitszeit, ſondern nur der Lohn, der auf die 51. bis 
40. Wochenſtunde entfällt; die Arbeitszeit, die vorher oder nachher 
liegt, wird voll entlohnt, insbeſondere die Arbeit für die erſten fünf 
Arbeitsſtunden am Tage. Die Höchſtgrenze für den Minderungs⸗ 
anſpruch (50 v. H.) wird bei der Vermehrung der Belegſchaft um 
ein volles Viertel erreicht und bleibt dann auch bei weitergehender 
Vermehrung der Arbeiterzahl, z. B. auf ein volles Drittel, unver⸗ 
änderlich. Der Arbeiter, der einem ſolchen Betriebe ſchon bisher 
angehört hat, erleidet zwar für ſeine Perſon eine Lohneinbuße (bei 
vierzigſtündiger Wochenarbeit im Böchſtfalle 12,5 v. H.), aber nur 
zugunſten der Arbeitsloſen, die jetzt an die Arbeit herangebracht 
werden. Für den Betrieb ſteigt in der Regel die geſamte Lohn⸗ 
ſumme, wenn auch nicht entſprechend der vermehrten Arbeiterzahl, 
aber immerhin um 10 v. H. bei Vermehrung der Belegſchaft um 
25 v. 5. und einer wöchentlichen Arbeitszeit von 40 Stunden. 

Das Recht auf Lohnzuſchuß und die Befugnis auf Lohnminde⸗ 
rung — je infolge Vermehrung der Belegſchaft — können neben- 
einander angewandt werden. Sie werden nicht immer zuſammen⸗ 
fallen; der Lohnzuſchuß fegt eine vierteljährliche Mehrbeſchäftigung 
voraus, für die Lohnminderung genügt, daß die Belegſchaft für 
einen kürzeren Feitabſchnitt vermehrt wird. Im Falle der Der- 
minderung der Arbeiter- oder Angeſtelltenzahl tritt die Ermäßigung 
der Lohn⸗ und Gehaltsſätze natürlich wieder ganz oder teilweiſe 
außer Kraft. Der Lohnzuſchuß wird für das ganze Planjahr vom 
1. Oktober 1952 bis 1. Oktober 1955, die Lohnminderung nur für 
die Zeit vom 15. September 1952 bis 51. März 1955 gewährt. 

Der Reichsregierung ſind die tatſächlichen Schwierigkeiten, die 
der Durchführung entgegenſtehen, bekannt. Sie wird durch Kicht⸗ 


linien und Ausführungsvorſchriften verſuchen, ſie zu überwinden, 


und insbeſondere die Möglichkeit des Mißbrauchs auf das geringſte 
Maß zu beſchränken. Dorausfichtlih werden auch für das Ju- 
ſammentreffen von Dergünftigungen Beſtimmungen getroffen werden. 

Lohnzuſchuß und Lohnminderung gegen Vermehrung der Bes 
legſchaft wird für die Dauer der Kriſe in jedem Falle die Umſtellung 
von Dollarbeit auf Kurzarbeit fördern. Die Deränderung in der 
wWeltwirtſchaft infolge der techniſchen Entwicklung und der Defla- 


-tion hat die Verkürzung der Arbeitszeit zu einem internationalen 


Be gemacht. Im April d. J. hat die 16. Internationale 
rbeitskonferenz den Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amts erſucht, die geſetzliche Einführung der 40⸗Stunden⸗Woche in 
allen Induſtrieſtaaten mit dem Siel zu prüfen, eine internationale 
Regelung baldmöglichſt zu erreichen. Auch die Internationale Der- 
einigung für fozialen Fortſchritt hat in einer Londoner Arbeits⸗ 
tagung vom 5. bis 8. Juli d. J. geprüft, wie durch Arbeitszeitver 
kürzung die Arbeit auf mehr Perſonen verteilt werden könne, „um 
den Jugendlichen das Tor des Lebens zu öffnen“. Ein deutſcher 
Arbeitervertreter fette fih in London für eine ſofortige Ent- 
ſchließung zugunſten der geſetzlichen Arbeitszeitverkürzung ein, der 
Lohnausgleich trete demgegenüber vorläufig zurück. Der Arbeits- 
ausſchuß ſelbſt ſchlug in der Hauptſache vor, der nächſte Kongreß 
wolle erklären, daß die Herabſetzung der Arbeitszeit eines der her- 
vorragenden Mittel iſt, um die Arbeitsmöglichkeiten auf eine grö- 
ßere Zahl von Lohnempfängern zu verteilen. Auf Antrag der ita- 
lieniſchen Regierung wird der Verwaltungsrat beim Internatio- 
nalen Arbeitsamt am 21. September d. J. zu der Frage Stellung 
nehmen, ob für die internationale Arbeitszeitverkürzung eine bes 
ſondere Arbeitskonferenz einberufen werden ſoll. 

In dem neuen Wirtſchaftsplan hat die Reichsregierung das 
unternommen, was für die deutſchen Derhältnifje notwendig und 
zeitgemäß erſcheint. 
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Deutſcher Schritt in der Abrüſtung: 

Reichsaußenminifter von Neurath empfängt den franzöſiſchen 
Botſchafter in Berlin und überreicht ihm ein Memorandum über 
die Umgeſtaltung der Reichswehr (29. Auguft). — Gleichzeitig 
mit der Veröffentlichung des Memorandums in Deutſchland 
geben der Reichswehrminiſter und der Keichsaußenminiſter wichtige 
Erklärungen ab (6. September). — Von der engliſchen Regierung 
wird die franzöſiſche Antwort auf den deutſchen Schritt, ohne 
Stellungnahme, lediglich zur Kenntnis genommen (9. September). 
Aus land: 

Präſident Hoover ſpricht ſich auf der nationalen Wirtſchafts⸗ 
konferenz in Waſhington für Kreditausweitung aus, außerdem 
fordert er Kürzung der Arbeitszeit und Teilung der Arbeitsgelegen⸗ 
heiten (26. Auguft). — In Lancaſhire treten 200 000 Baumwoll- 
weber in den Streik (27. Auguſt). — Präſident Hoover beruft einen 
Kongreß zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit (2. September). — 
In Strefa wird eine Konferenz der am Donauproblem intereſſierten 
Staaten eröffnet (5. September). — Die ſpaniſche Agrarreform wird im 
ſpaniſchen Parlament angenommen (9. September). — Das Präſidium der 
Abrüſtungskonferenz wird zum 21. September nach Genf einberufen. 
Reih: 

Aus Anlaß der Soethe⸗Jahrhundertfeier in Frankfurt a. M. 
wird die Goethe-Medaille Muſſolini, Herriot und dem portugieſiſchen 
Kultusminiſter Ramos verliehen. — Anläßlich einer Tagung des 
Weſtfäliſchen Bauernvereins in Münſter hält Reichskanzler von 


Vom 26. Auguſt bis 11. September 


Papen eine Programmrede, in der er große wirtſchaftspolitiſche 
Maßnahmen ankündigt (28. Auguſt). — In Leipzig beginnt die 
Herbſtmeſſe (28. Auguſt). — Der Reichstag tritt zu feiner erſten 
Sitzung zuſammen; zum KReichstagspräſidenten wird gewählt der 
Nationalſozialiſt Göring. — In Berlin wird der 15. Reichsfront- 
ſoldatentag eröffnet. In Eſſen beginnt der deutſche Katholikentag 
(1. September). — Als Nachfolger von General Haſſe wird General- 
leutnant von Rundſtedt zum Oberbefehlshaber der Gruppe I er- 
nannt (5. September). — Zur Dermehrung und Erhaltung von 
Arbeitsgelegenheit wird eine Verordnung erlaſſen (5. September). 
— Die von Reichskanzler von Papen in Münſter angekündigte Der- 
ordnung zur Belebung der Wirtſchaft wird veröffentlicht (6. Sep⸗ 
tember). — Die Zahl der Arbeitsloſen hat ſich in der zweiten 
Auguſthälfte um 158 000 auf rund 5,225 Millionen verringert. — 
Der deutſche Handelsvertrag mit Südſlawien wird gekündigt (7. Sep- 
tember). — Das Reichstagspräſidium wird vom Reichspräſidenten 
empfangen (9. September). — Der Bund der Saarvereine hält in 
Koblenz eine Tagung ab, die in einem Treuegelöbnis zum Reich 
ausmündet (11. September). — Der Deutſche Reichstag wird auf⸗ 
gelöſt (12. September). 

Länder: 

Die vom Sondergericht in Beuthen zum Tode verurteilten fünf 
Nationalſozialiſten werden vom preußiſchen Staatsminiſterium be⸗ 
gnadigt. — In Preußen wird eine großzügige Derwaltungsreform 
durchgeführt (5. September). 


Die militäriſche Jugendausbildung im Ausland 


Von Hauptmann Walter Joſt 


Ein weſentliches Element der Wehrkraft bildet heute bei 
allen rüſtungsfreien Mächten die militäriſche Jugendaus⸗ 
bildung. Wir verſtehen darunter die ſoldatiſche Ertüchtigung 
der Jugend vor ihrem Eintritt in den aktiven Heeresdienſt 
oder in das bürgerliche Berufsleben. Ihre Notwendigkeit 
wird heute nirgends beſtritten. Sie hat ihren feſten Platz als 
Vorſchule in allen Wehrſyſtemen, ſowohl in Staaten mit all- 
gemeiner Wehrpflicht als auch mit freiwilligen Berufsheeren. 

Faſt alle Staaten des europäiſchen Kontinents — die ent⸗ 
waffneten Mittelmächte natürlich ausgenommen — haben 
nach den Erfahrungen des Weltkriegs an der allgemeinen 
Wehrpflicht, an dem Ideal des Volkes in Waffen feſtgehalten. 
Überall aber mußte unter dem Einfluß wirtſchaftlicher, finan⸗ 
zieller und politiſcher Beweggründe die 
aktive Dienſtzeit erheblich gekürzt wer⸗ 
den. Sie beträgt heute in Frankreich 
1 Jahr, in den meiſten anderen Staaten 
14 Monate bis 2 Jahre. Manche Län⸗ 
der mußten noch weiter gehen. Ruß⸗ 
land z. B. kann nicht die Maſſe ſeiner 
wehrfähigen Jugend zum zweijährigen 
Heeresdienſt einberufen. Es hat des- 
halb neben dem jtehenden Heer die 
Territorialtruppen, eine milizartige 
Organiſation, in die der größte Teil 
der Wehrpflichtigen während eines 
Seitraums von 5 Jahren alljährlich 
einige Monate zum Waffendienſt ein⸗ 
gereiht wird. Ahnlich liegen die 
Dinge in Italien, wo ſich das aktive 
Heer und die faſchiſtiſche Miliz in die Aufgabe der Wehr- 
ertüchtigung des Volkes teilen. Selbſt der polniſche Heeres- 
rahmen reicht nicht aus, um die Rekrutenjahrgänge voll 
aufzunehmen. Auch dort entläßt man einen Teil der 
Mannſchaften vorzeitig und beruft dafür das Überfontingent 
zu einer abgekürzten Dienſtzeit unter die Fahnen. Die 
Tendenz geht alſo überall dahin, ſowohl die aktive Dienſt⸗ 
zeit im ‚stehenden Heer zu verkürzen, als auch das Heer 
durch milizartige Organiſationen zu ergänzen und zu ent⸗ 
laſten. Nun liegt es auf der Hand, daß die verkürzte 
Ausbildung angeſichts der geſteigerten Aufgaben, die der 
neuzeitliche Krieg an den Soldaten ſtellt, ſchwere Gefahren 
in ſich birgt. Hier ſetzt die militäriſche Jugendausbildung 
ein, die einen Ausgleich ſchaffen ſoll, indem die Maſſe der 
wehrfähigen Jugend ſchon vor dem Eintritt in das Heer mili- 
täriſch ſoweit gefördert wird, daß die Einzelausbildung ſchon 


Angriffsübung polniſcher Schuljugend unter Gasſchirm 


abgeſchloſſen iſt und gleich mit der Gefechtsausbildung be⸗ 
gonnen werden kann. Je kürzer alſo die Dienſtzeit im Heer, 
deſto notwendiger und intenfiver die militäriſche Jugend- 
ausbildung. 

Aber auch in Ländern wie England und den Dereinigten 
Staaten von Nordamerika, die die allgemeine Dienſtpflicht in 
Friedenszeiten nicht kennen, wird die Jugendausbildung 
eifrig betrieben. Nur liegt bei dieſen Mächten der Schwer⸗ 
punkt weniger in der Erfaſſung der Maſſe der wehrfähigen 
Jugend — obwohl auch hierfür viel getan wird —, als im 
Führerproblem. Im Ernſtfall bildet das Berufsheer ja nur 
den Rahmen für das bewaffnete Aufgebot. Deſſen Wert iſt 
aber davon abhängig, ob die genügende Anzahl geeigneter 

Führer, kurz gejagt von Reſerveoffi⸗ 
zieren, vorhanden ift. Ihre Heran- 
bildung koſtet mehr Zeit und Mühe als 
die Ausbildung von Soldaten. Selbſt⸗ 
verſtändlich gilt dieſer Geſichtspunkt 
auch für Wehrpflichtheere. Die mili⸗ 
täriſche Jugendausbildung verfolgt 
alſo überall einen doppelten Sweck: 
einmal Ertüchtigung der Maſſe als 
Ausgleich für die verkürzte Heeres- 
dienſtzeit, ſodann Heranbildung eines 
ausreichenden Führerſtammes. 

Su dieſer militäriſchen Sielſetzung 
aber geſellt ſich der ſtaatspolitiſche Ge⸗ 
danke. Erziehung der Jugend zur 
Staatsidee, frühzeitige Gewöhnung an 

die ſoldatiſchen Tugenden der Pflicht, 
der Diſziplin, der Gpferbereitſchaft und Kameradſchaft als 
Fundamente völkiſchen Gemeinſchaftslebens, Förderung der 
Erkenntnis, daß nur ein wehrhafter Staat, der ſich auf 
eine wehrfreudige Jugend ſtützt, den Kampf ums Daſein 


beſtehen kann — das ift das ſtaatsbürgerliche Jiel der mili- 


täriſchen Jugendausbildung. Bei autoritär regierten Völkern, 
in Sowjetrußland und Italien, beherrſcht dieſer ſtaatsbürger⸗ 
liche Gedanke die ganze Jugendausbildung. In demokratiſchen 
Staaten iſt es nicht anders. Vor wenigen Tagen erſt hat der 
franzöſiſche Kriegsminifter Paul Boncour den Begriff des 
„Doltes in Waffen“ als weſentlichen Beſtandteil der franzö⸗ 
ſiſchen Staatsidee bezeichnet. 

Militäriſche und ſtaatsbürgerliche Ziele der Jugendaus⸗ 
bildung ſind alſo in allen Staaten mehr oder minder die 
gleichen. Auch die in Einzelheiten oft verſchiedene Organi- 
ſation weiſt viele übereinſtimmende Merkmale auf. Dabei iſt 
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die Frage, ob die Jugendausbildung pflichtmäßig, alſo mit 
geſetzlichem Zwang, oder freiwillig betrieben wird, von unter- 
geordneter Bedeutung. Frankreich, Polen, die Tſchechoſlowakei 
haben beiſpielsweiſe noch keine pflichtmäßige Ausbildung wie 
Rußland und Italien. Trotzdem ftehen die Ergebniſſe hinter 
letzteren Staaten kaum zurück. Überall hat das Kriegs- 
miniſterium maßgebenden Einfluß auf Organiſation und 
Lehrpläne; aber in den meiſten Staaten hat man beſondere 
Sivilbehörden für die Lei⸗ 
tung geſchaffen. 

: In Frankreich und Jta- 
lien gibt es Unterſtaatsſekre⸗ 
täre für die körperliche Er⸗ 
ziehung, in Polen ein Reihs- 
amt für phyſiſche Erziehung 
und militäriſche Ausbildung, 
in anderen Staaten ſind die 
Kultusminiſterien beteiligt. 
Dieſe Regelung bietet auch 
den Vorteil, daß die Aus⸗ 
gaben für die militäriſche 
Jugendausbildung nicht. das 
Wehrbudget belaſten und ſich 
ſomit den Abſichten des Döl- 
kerbundes für Beſchränkung 
der Rüſtungsausgaben ent⸗ 
ziehen. Der Lehrgang iſt faſt 
überall der gleiche. In der 
Schuljugend des 6. bis 14. Le⸗ 
bensjahres ſteht die körperliche Ausbildung durch Turnen, Sport 
und Leibesübungen im Vordergrund. Dom 14. bis 16. Lebens- 
jahr ab wird der Schwerpunkt auf das Militärifche gelegt. Die 
Armee oder die Miliz hilft in allen Staaten durch Stellung 
von Lehrperſonal, Waffen und Munition, Überlaſſung von 
Schießſtänden und Übungsplätzen. Vereine und Verbände, die 
ſich in der militäriſchen Jugendausbildung betätigen, werden 
vom Staat ſubventioniert. Erfolgreiche Teilnahme an den 
Lehrgängen ſichert das Recht auf freie Wahl des Truppenteils, 
verkürzte Dienſtzeit, bevorzugte Beförderung und ſchafft fo- 
mit einen wirkſamen Anreiz auch in Staaten, in denen die 
Jugendausbildung auf freiwilliger Teilnahme ruht. 

Schon gleich nach Beendigung des Weltkrieges wurde in 
Frankreich für die pflichtmäßige Jugendausbildung ein Geſetz⸗ 
entwurf ausgearbeitet, der zwar bis heute noch keine Rechts 
kraft gefunden hat, deſſen Beſtimmungen aber in der Praxis 
weitgehend verwirklicht ſind. Als vor einigen Jahren die 
Herabſetzung der aktiven Dienſtzeit auf 
ein Jahr beſchloſſen wurde, bezeichnete 
man die Jugendausbildung als Dor- 
bedingung der Heeresreform. 

8 Der Ausbildungsgang zerfällt in 
die allgemeine körperliche Ertüchtigung 
und in die Vorbereitung zum Militär⸗ 
dienſt. Erſtere beginnt für jeden Fran⸗ 
zoſen beiderlei Geſchlechts mit dem 
ſechſten Lebensjahr und wird in den 
Schulen nach einheitlichen Lehrplänen 
bei bewußter Betonung der Dater- 
landsliebe und des Wehrwillens unter 
Leitung von Sport- und Turnlehrern 
durchgeführt. Vom 16. Lebensjahr bis 
zur Einſtellung in die Armee voll- 
zieht ſich dann die Vorbereitung für den Militärdienſt in drei 
Gruppen. 

Der Dienſt in der erſten Gruppe gibt den Teilnehmern 
den erſten militäriſchen Drill und lehrt ſie die Anfangsgründe 
in der Bedienung der Waffen. 

Die zweite Gruppe bezweckt die Ausbildung zum Gruppen- 
führer ſowie in Spezialwaffen. Die Lehrgänge ſchließen mit 
Prüfungen. Gute Seugniſſe berechtigen zur Wahl des Trup- 
penteils und zur bevorzugten Beförderung zum Unteroffizier. 

Die dritte Gruppe betreibt die höhere militäriſche Jugend- 
ausbildung und hat die Heranbildung zum Reſerveoffizier als 
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Feldlager der faſchiſtiſchen Jugend in Italien 


Siel. Sie erfolgt in den höheren Schulen und Univerſitäten. 
Der Abſchluß der zwei⸗ bis dreijährigen Ausbildung in der 
dritten Gruppe bringt den Teilnehmern das „höhere Militär⸗ 
zeugnis“ — brevet militaire supérieure — und damit das 
Recht zum Beſuch einer Neferveoffizierfchule, teilweiſe auch 
die ſofortige Beförderung zum Rejerveoffizier. 

Die militäriſche Jugendausbildung iſt in Frankreich, wie 
geſagt, heute noch freiwillig. Einige Zahlen verdeutlichen die 
Ergebniſſe. Mehr als 11 000 
Sport- und Schießvereine be- 
tätigen ſich an dieſem Werk. 
Etwa 2000 Offiziere und 
Unteroffiziere bilden das 
Lehrperſonal. Die erſten bei⸗ 
den Gruppen zählten in den 
letzen Jahren durchſchnittlich 
40 000 Teilnehmer. Dem 
höheren Militäreramen zum 
Re ſerveoffizier unterzogen fich 
jährlich nahezu 4000 Schüler. 
Etwa ein Fünftel des Re- 
krutenjahrgangs und ein ſehr 
viel höherer Prozentſatz des 
künftigen Führerperſonals 
geht ſo durch die Schule der 
Wehrhaftigkeit. 

Unter franzöſiſchem Ein- 
fluß ift die Jugendausbil⸗ 

dung auch in Polen und der 
Tſchechoſlowakei organiſiert, nur daß fie dort noch un- 
faſſender und intenſiver betrieben wird. Es gibt ja in 
Polen kaum einen Sweig des öffentlichen Lebens, der 
nicht militariſiert wäre. Nicht nur die männliche, ſondern 
vielerorts auch die weibliche Jugend wird in ſogenannten 
Schulfähnlein militäriſch ausgebildet und alljährlich in 
Sommerlagern zuſammengezogen. Die Teilnehmerzahl wächſt 
beſtändig und beträgt in Polen zur Zeit etwa 150 000. 

Die italieniſche Jugendausbildung iſt das Werk Muſſo⸗ 
linis. Ihre Durchführung liegt in den Händen der faſchiſtiſchen 
Miliz. Zwei Organiſationen, die Balilla für die Acht- bis 
Dierzehnjährigen, die Avantguardia für die Jugend von 14 
bis 18 Jahren, bilden die Dorfchule für die eigentliche mili- 
täriſche Ausbildung, die vom 18. Jahr bis zum Eintritt ins 
Heer in zwei Jahreskurſen durchgeführt wird. Obwohl ge- 
ſetzlicher Swang beſteht, bereitet die Heranziehung der jungen 
Landbevölkerung teilweiſe noch große organiſatoriſche Schwie⸗ 
rigkeiten. In naher Sukunft wird 
aber der geſamte Rekrutenjahrgang die 
militäriſche Jugendausbildung durch⸗ 
laufen haben. 

Auch in Sowjetrußland wird die 
Jugendertüchtigung pflichtmäßig be⸗ 
trieben. Vom 6. bis 15. Jahr erhält 
der junge Ruſſe — meiſt im „Verband 
der Pioniere“ — in der Schule neben 
Sport und Turnen Unterricht im 
Schießen und anderen militäriſchen 
Dienſtzweigen. Swiſchen 15 und 
19 Jahren fördern kommuniſtiſche Ju- 
1 gendverbände die Ausbildung im feld- 
dienſt. Im Alter von 20 und 21 Jahren 
findet die „Doreinberufungsausbil- 
dung“ als Teil der militärifchen Dienſt⸗ 
pflicht ſtatt. Nach Waffengattungen getrennt werden Kurſe 
in einer Geſamtdauer von zwei Monaten, verbunden mit Zu- 
ſammenziehung in Feldlagern, durchlaufen. Für Studierende 
an Univerſitäten und Techniſchen Hochſchulen beſteht ein 
Swang zur „höheren Ausbildung außerhalb der Truppe“ mit 
genau vorgeſchriebenem Lehrplan. Sie ſchließt mit der Prü⸗ 
fung zum Reſerveoffizier. Selbſtverſtändlich ſteht die Jugend- 
ausbildung in Rußland völlig unter dem Zeichen der fommu- 
niſtiſchen Partei⸗ und Staatsideologie. 


Werfen wir einen Blick über den Ozean zu den Der- 
einigten Staaten von Nordamerika, ſo finden wir dort die 


Der. Heimatdienſt 


Jugendausbildung geſchickt den Bedürfniſſen der aus regulärer 
Armee und der milizartigen Nationalgarde beſtehenden Berufs- 
wehrmacht angepaßt. Für beide Heeresteile bilden die fo- 
genannten „organifierten Reſervben“ einen Führer⸗ und 
Spezialiſtenſtamm zur Auffüllung auf Kriegsftärfe. Die im 
Wehrgeſetz feſtgelegte Jugendausbildung wird auf Univerſi⸗ 
täten und Schulen durchgeführt, teils pflichtmäßig, teils frei⸗ 
willig. Die Mehrzahl der Schulen übt aber von ſich aus einen 
mwang zur Teilnahme aus. In zwei Lehrgängen von je zwei⸗ 
jähriger Dauer werden Reſerveoffiziere, 
Unterführer und Spezialiſten herange⸗ 
bildet. Daneben beftehen militäriſche 
Bürgerausbildungslager mit Kurjen 
von 50 Tagen, die die Ertüchtigung 

der Jugend für die Verwendung im 
Volksheer betreiben. Die jährliche Teil- 
nehmerzahl an den Reſerveoffizieraus⸗ 
bildungskorps erreicht die hohe Sahl 
von 127 000, aus denen in jedem Jahr 
etwa 5000 Reſerveoffiziere hervorgehen. 
Die Bürgerausbildungskorps weiſen 
eine Teilnahme von etwa 50000 jungen 
Leuten auf. Hier liegt alfo der Schwer⸗ 
punkt deutlich in der Führererziehung, 
nicht in der Maſſenausbildung. 

Ganz ähnlich iſt die Organiſation 
in England, wo das Kadettenkorps mit 
etwa 200 000 Mitgliedern, das Offi- 
zierausbildungskorps mit 35 000 Teil- 
nehmern, beide unter Leitung des 
Kriegsminiſteriums, ſich vornehmlich 
die Führer⸗ und Unterführerausbil⸗ 
dung als Siel ſetzen. 

Die Bilanz dieſes Überblids über 
die militäriſche Jugendausbildung in 
den rüſtungsfreien Staaten und inner⸗ 
halb der verſchiedenen Wehrſyſteme 
liegt klar vor Augen: Überall wird ihre Notwendigkeit an⸗ 
erkannt, überall fördert ſie der Staat nach beſten Kräften und 
überall herrſcht die Erkenntnis, daß der ſicherſte Weg zum 
guten Staatsbürger über die Ausbildung der Jugend zum 
guten Soldaten führt. 

Don der Umwelt aber fällt unwillkürlich der Blick auf 
Deutſchland, auf unſeren Staat und unſere Jugend zurück. 
Die Abrüſtungsſpezialiſten, die vor 15 Jahren die Beſtim⸗ 
mungen für die deutſche Entwaffnung ausklügelten, haben 
auch die Jugendausbildung nicht vergeſſen. Es iſt gut, ſich 
den Artikel 177 des Friedensdiktats ins Gedächtnis zurück⸗ 
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Engliſche Studenten nach einer militärifhen Übung 


zurufen, der Vereinigungen jeder Art, Schulen und Univerſi⸗ 
täten die Ausbildung im Waffenhandwerk und jede Der- 
bindung mit militäriſchen Behörden unterſagt. 
Was bedeutet dieſer Paragraph für Staat und Dolf, für 
Wehrmacht und Jugend d 
Er nimmt dem Staat das Recht, die Jugend wehrhaft zu 
ertüchtigen und beraubt ihn damit der Möglichkeit, ſeine ur⸗ 
ſprünglichſte Aufgabe zu erfüllen, nämlich die Sicherheit des 
Volkes und den Beſtand des Staates gegen äußere Gefahren 
zu gewährleiſten. Er trifft damit den 
Staat im innerſten Kern und drückt ihm 
den Stempel der Minderwertigkeit auf. 
Er nimmt dem Volk die Möglichkeit 
der höchſten ſittlichen Leiſtung gegen 
das Vaterland, und er zerſtört die 
Autorität des Staates. Er richtet künſt⸗ 
liche Schranken zwiſchen Wehrmacht 
und Dolf auf und verlangt von der 
Jugend den Derzicht auf das ſtolze 
Recht des freien Mannes, dem Dater- 
land mit der Waffe dienen zu dürfen. 
Die Folgen dieſer Derfemung liegen 
klar zutage. Wenn heute Wehrverbände 
und ſogenannte Privatarmeen aller 
Parteirichtungen die innerpolitiſchen 
Leidenſchaften bis zur Siedehitze ent⸗ 
flammt haben, wenn der Staat einen 
verzweifelten Kampf um die Aufrecht⸗ 
erhaltung ſeiner Autorität nach innen 
führen muß, wenn die Jugend ſich weit⸗ 
hin vom Staate abwendet und ihm in 
Feindſchaft gegenüberſteht, ſo iſt das 
in erſter Linie die natürliche Auswir⸗ 
kung jener Beſtimmungen des frie- 
densvertrages. Die Anderung dieſes 
unerträglichen Zuftandes wird ſomit 
zu einer der wichtigſten Aufgaben 
deutſcher Befreiungspolitik. Hein Einſichtiger wird nach 
dem bisherigen Gang der Abrüftungsverhandlungen erwarten, 
daß die Siegermächte das Recht auf die Wehrertüchtigung der 
Jugend aufgeben. Was ihnen recht iſt, muß dem deutſchen 
Volke billig fein. Im Rahmen der grundſätzlichen deutſchen 
Gleichberechtigungsforderung muß alſo auch die Frage der 
militäriſchen Jugendausbildung durchgekämpft und einer 
Löſung entgegengeführt werden, die dem deutſchen Staat ſeine 
Autorität zurückgibt, und die Volk, Wehrmacht und Jugend 
von den unwürdigen und unſittlichen Feſſeln einſeitiger Ent⸗ 
waffnungsbeſtimmungen befreit. 


Die geiſtig⸗ſitiliche Schulung beim freiwilligen Arbeitsdienſt 


Im Mittelpunkt des freiwilligen Arbeitsdienſtes ſteht die ernſt⸗ 
hafte Arbeitsleiſtung an einem beſtimmten Werk. Sie enthält bereits 
in ſich den bedeutſamſten Erziehungsfaktor zu Selbſtachtung und Ge⸗ 
meinſchaftsgefühl. Als Ergän⸗ 
zung ſchreiben die Beſtimmun⸗ 
gen geiſtige und ſportliche 
Schulungsmaßnahmen vor; die 
Arbeitsdienſtwilligen verlangen 
auch ganz von ſelbſt nach ſolcher 
Beſchäftigung und Anregung. 
Dieſe geiſtige Erziehungsarbeit 
des freiwilligen Arbeitsdienſtes 
foll fih von allen parteipoliti» 
ſchen Sonderzwecken fernhalten. 
Sie ſoll lediglich zum deutſchen 
Volkstum und zur Daterlands⸗ 
liebe hinleiten, den Gemein⸗ 
ſchaftsgeiſt ſtärken, Diſziplin 
und Haltung feſtigen helfen. 

Bei der Mannigfaltigkeit und Unüberſichtlichkeit der zahlreichen 
Maßnahmen des freiwilligen Arbeitsdienſtes im großen Deutſchen 
Reiche bietet die Handhabung der geiſtigen Ausbildung natürlich ein 
buntes Bild. Immerhin laſſen ſich aus der praktiſchen Erfahrung in 


f der 


Lager bes eng n Arbeitsdienſtes des Heimatwerks Oftpreußen 
au 


uriſchen Nehrung (OSünenbefeſtigung) 
(Zeichnung eines Arbeits freiwilligen) 


einem verhältnismäßig geſchloſſenen Bezirk, wie der Provinz Oft- 
preußen, jhon gewiſſe allgemeine Beobachtungen und Grundſätze 
herausarbeiten. Hier beſteht noch der beſondere Vorteil, daß neben 
den üblichen vielen kleineren 
lokal begrenzten Unternehmun⸗ 
gen und neben einigen wichti⸗ 
gen, von großen Organiſationen 
betriebenen Maßnahmen, wie 
etwa dem Stahlhelmlager in 
Brückendorf und anderen, als 
größte Organiſation einheitlich 
das „Heimatwerk Oſtpreußen“ 
auftritt. Es erfaßt weit über 
die Hälfte der Arbeitsdienſt⸗ 
willigen und iſt auch Träger des 
Dienſtes bei den größten ge⸗ 
ſchloſſenen Maßnahmen im Deut- 
ſchen Reich, bei den Arbeiten 
der Reichswehr im „Heilsberger 
Dreieck“. 

Die günſtigen Fälle für die geiſtige Schulung wo eine Dereini«- 
gung von Lagerleiter und geiſtigem Betreuer, ja ſogar Sportlehrer, 
in einer Perſon vorhanden iſt, wie bei dem erwähnten, etwa 
270 Mann ſtarken Lager in Brückendorf, werden ſich im weſentlichen 


281 


Der Heimatdienſt 


— . 


Arbeitsdienſtgruppe des Heimatwerks Oſtpreußen in Neuſternberg beim Unterricht 


auf Einrichtungen weltanſchaulich einigermaßen geſchloſſener und im 
Suſammenleben jhon erprobter Gruppen beſchränken, da es ſonſt 
ſchwer fein wird, eine Perſon zu finden, die allen dieſen Anforde- 
rungen entſpricht. Auch die in Nummer 16 des „Heimatdienſtes“ 
geſchilderte Art des Jungdeutſchen Ordens, im weſentlichen durch 
Vorträge aus den Arbeitsdienſtwilligen ſelbſt heraus und durch poli⸗ 
tiſche Diskuſſionsabende zu wirken, ſtellt an die geiſtige Reife der 
Teilnehmer große Anforderungen und ſetzt eine gewiſſe weltanſchau⸗ 
liche Homogenität der Zuhörer voraus. Sonſt wird es aber üblich 
ſein müſſen, daß bei dem Mangel an pädagogiſch geſchulten Führern 
der Gruppen und Abteilungen die geiſtige Unterrichtung durch 
Lehrperſonen vorgenommen werden muß, die nicht im ſtändigen 
täglichen Kontakt mit den Arbeitsdienſtwilligen ſtehen können. Bei 
verſtreut im Gelände liegenden Arbeitsgruppen wird man im weſent⸗ 
lichen auf die Hilfe örtlicher, volkspädagogiſch erfahrener Kräfte, wie 
des Kreisjugendpflegers oder des Lehrers angewieſen ſein. Sie 
werden vor allem die ihnen beſonders naheliegende Frage der Heimat- 
kunde behandeln. Am beſten wird man dort, wo die Mittel es 
einigermaßen geſtatten, ſo verfahren, daß man in regelmäßigem 
Turnus eine oder mehrere hauptamtlich Unterrichtende zu den in 
erreichbarer Nähe liegenden einzelnen Arbeitsgruppen (Maßnahmen) 
hinausſchickt. Sie behandeln mindeſtens einmal in der Woche ihr 
Thema am beiten in Form eines Rundgeſprächs oder, wenn das aus 
Zeitmangel nicht möglich ift, im Vortrag mit anſchließender Aus- 
ſprache. Es gilt zunächſt, durch dieſe Methodik die Aufmerkſamkeit 
zu wecken und das Intereſſe wachzuhalten. Man hat ja Leute des 
freiwilligen Arbeitsdienſtes vor fih, denen gegenüber difzipli> 
nariſches Einſchreiten oder der Anreiz von Belohnungen und Be⸗ 
förderungen fehlt. Es handelt ſich um Menſchen, die zum größten 
Teil nur geringe geiſtige und ſeeliſche Vorausſetzungen mitbringen, 
da ſie des Segens der Arbeit, einer geiſtigen Beſchäftigung und einer 
geregelten Lebensführung entwöhnt ſind. Es ſind vielfach Leute, die 
mit ſtarken politiſchen Vorurteilen, mit Reſerve und Mißtrauen dem 
Vortragenden gegenüberſtehen. Bier kann es zur Auflockerung emp- 
fehlenswert ſein, zunächſt Gegenſtände aus dem täglichen, ſeeliſchen 
und geſellſchaftlichen Leben, aus der Charakterkunde, aus der Lebens- 
kunde zu behandeln. Im Derein damit oder abwechſelnd mit ſolchen 
Themen ſind dann mehr ſtoffliche Gebiete vorzunehmen. Bei ihnen 
wird vom Vächſtliegenden, dem Sinn der Arbeitsdienftpflicht, von 
den örtlichen Verhältniſſen, von der Heimat im allgemeinen aus⸗ 
zugehen fein. Man kommt dann zu Oſtpreußens beſonderer wirt- 
ſchaftlicher und politifcher Lage, zu den maßgebenden Nachbarſtaaten, 
zu den Fragen des Auslandsdeutſchtums, wird die großen politiſchen 
Fragen, wie Friedensvertrag, Abrüſtungskonferenz, mitbehandeln 
und vor allem auch die ſozialpolitiſchen Dinge nicht außer acht laſſen. 
Neben anderen wird hier das Material der Reichszentrale für 
Heimatdienſt vor allem in Form von Karten, Lichtbildern und Bild⸗ 
bändern gute Dienſte leiſten können. Da der Unterrichtsleiter nur 
ein- oder zweimal in der Woche zur Arbeitsgruppe herankommen 
kann, muß die Vorbereitung und die Vertiefung des Vortrags ent- 
weder durch den Gruppenführer oder einen beſonderen „geiſtigen 
Fi übernommen werden. Ihm teilt der Unterrichtsleiter das 

hema des nächſten Vortrages mit und weiſt ihn an, gewiſſe Vor- 
arbeiten unter den Leuten vorzunehmen, z. B. bei einem beabſich⸗ 
tigten Vortrag über „Das Deutſchtum in Europa“ ein Dorjtudium 
der Landkarte oder die Vermittlung ſonſtiger elementarer Anſchau⸗ 
ung. Der geiſtige Helfer muß nach dem Vortrag ſich mit den Leuten 
unterhalten und beſondere Ergänzungsfragen aus dem Hörerkreiſe 
dem Unterrichtsleiter übermitteln. Für dieſe Aufgabe könnten be⸗ 
ſonders zweckmäßig einzelne Studenten auf die einzelnen Gruppen 
verteilt werden, wie denn überhaupt die lediglich aus Studenten zu⸗ 
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ſammengeſetzten Lager, wenn auch in Gſtpreußen dafür beſondere 
örtliche und andere Gründe eine Rolle ſpielen, dem oberſten Ge- 
danken des freiwilligen Arbeitsdienſtes, eine Volksgemeinſchaft dar- 
zuſtellen, nicht ſo recht entſprechen. 

Daß zur geiſtigen Betreuung ſehr ſtark die Anregung zum ge⸗ 
ſelligen Spiel, zum gemeinſamen Geſang, zur Einrichtung von Büche⸗ 
reien möglichſt im Huſammenhang mit den Dolksbüchereien gehört, 
iſt ſelbſtverſtändlich, wie auch, daß durchaus gleichberechtigt neben 
der geiſtigen Schulung die körperliche und ſportliche Ausbildung zu 
ſtehen hat. 

Ein Kernproblem des freiwilligen Arbeitsdienſtes iſt die Führer⸗ 
frage. Wenn im nächſten Frühjahr der freiwillige Arbeitsdienſt mit 
verſtärkter Kraft aufgenommen werden ſoll, muß die Zwiſchenzeit im 
Winter intenfiv zur Führerheranbildung benutzt werden. Gewiß, 
Führer ſein iſt ein angeborenes Talent, aber zunächſt einmal müſſen 
die Führernaturen überhaupt ausfindig gemacht werden, und weiter 
iſt es durchaus möglich und notwendig, ein ſolches Talent zu ent⸗ 
wickeln und auszubilden. Die für die Führerſchulung geeigneten 
Perſonen werden am beſten diejenigen ſein, die bereits im praktiſchen 
Arbeitsdienſt tätig geweſen ſind, dort ſchon Führer waren oder be⸗ 
ſondere Veranlagung zum Führer zeigten. Darüber hinaus müßte 
man auch den einzelnen Organiſationen, ſoweit ſie ſich maßgebend 
am Arbeitsdienſt beteiligen, eine gewiſſe Mitwirkung zur Präſen⸗ 
tierung von Führeranwärtern geben. Man wird wegen der poli- 
tiſchen Neutralität des freiwilligen Arbeitsdienſtes und der im all⸗ 
gemeinen weltanſchaulich bunten Suſammenſetzung der meiſten 
Gruppen den Verſuch machen müſſen, die Führerſchulung wenigſtens 
für eine Provinz einigermaßen in einem für alle Bünde und Vereine 
beſtimmten Lager zu zentraliſieren, wenn nicht daneben noch für ein⸗ 
zelne große Organiſationen, die erhebliche Erfahrungen auf dem Ge⸗ 
biete der Führerſchulung bereits hinter ſich haben und in der Lage 
find, ein Schulungslager finanziell zu erhalten, von Fall zu Fall eine 
Ausnahme gemacht wird. Für ein allgemeines provinzielles 
Schulungslager würde der Bezirkskommiſſar (Präfident des Landes- 
arbeitsamts) die gegebene Aufſichts⸗ und Einrichtungsinſtanz ſein. 
Er verfügt über die Mittel zur Finanzierung des Schulungslagers, 
das gleichzeitig praktiſchen Arbeitsdienſt, wenn auch in einge⸗ 
ſchränktem Umfange, treiben würde, er hat die ſozialpolitiſchen und 
wirtſchaftspolitiſchen Sachkenntniſſe und nimmt als Reichsbeauf- 
tragter eine neutrale Stellung ein. In einem ſolchen Lager, das 
möglichſt an einem ruhigen Ort eingerichtet werden müßte, der den 
Gefahren der Ablenkung entzogen wird, würde mindeſtens einen 
Monat lang eine größere Anzahl auszubildender Führer neben einer 
mäßigen Tätigkeit im praktiſchen Arbeitsdienſt, bei dem ſie manch⸗ 
mal als Gruppenführer, manchmal als Mannſchaft einzuteilen wäre, 
theoretifhe Schulung entgegennehmen. Der Lehrplan würde vor 
allem umfaſſen: körperliche und ſportliche Ausbildung, Hygiene und 
ärztliche Belehrung, Buchführung, Gelände- und Kartenkunde, ferner 
Anweiſungen für Einrichtung von Spiel⸗ und Muſikabenden u. ä. 
Lehrkräfte für diefe Fächer find Sportlehrer, Arzte und Bezirks- bzw. 
Kreisjugendpfleger, Volkswirte und Diplomhandelslehrer. Daneben 
müßte dann die eigentliche charakterliche und geiſtige Betreuung mit 
etwa folgenden Themen treten: Grundbeſtimmungen des freiwilligen 
Arbeitsdienſtes, die Heimat, ſtaatsbürgerliche Grundfragen, Fragen 
der Lebens- und Charakterkunde ufw., ſozialpolitiſche Fragen. Für 


die ſachpolitiſchen Fragen könnte wieder die Neichszentrale für 
Heimatdienſt aus der Zahl ihrer erprobten Redner Vorſchläge machen. 
: Fritz Renter, 
Direktor der Landesabteilung Oſtpreußen der Reichszentrale 
für Heimatdienſt. 


Arbeitsdienſtgruppe in Abbarten bei Friedland beim Unterricht 


bewachſenen und bemooſten Mauern und Tor- 


Der Heimatdienſt 


Dintelsbühl / Don Charlotte Weidler 


Abſeits vom großen Weltverkehr liegt im Wörnitztal zwiſchen 
fanft anſteigenden Hügeln Dinkelsbühl. Einſt eine gefürchtete, fehde- 
luftige, mächtige freie Reichsſtadt, heute eins jener wundervoll ver⸗ 
träumten Neſter, die die Reſte ihrer großen 
Vergangenheit liebevoll bewahrt haben. Dieſe 
romantiſche Stadt hat ſich nächſt Rothenburg 
die Anlage und Geſchloſſenheit eines mittelalter⸗ 
lichen Stadtganzen am ſtärkſten bewahrt. Kommt 
man vom Bahnhof her, fo tut fih die Herrlich- 
keit dieſer alten, an Türmen reichen, von wehr⸗ 
haften Mauern eng umſchloſſenen Stadt auf. 
In dem mit Schilf dicht bewachſenen Stadt- 
oder Mühlgraben, der zu den älteſten Befeſti⸗ 
gungen zählt, ſpiegeln ſich die maſſigen, grün 


türme. Steile gotiſche Häuſergiebel überragen 
die Stadtmauern. Teilweiſe haben die Mauern 
ihre urſprüngliche Höhe, und im Innern find 
mitunter ſogar die alten Wehrgänge völlig er⸗ 
halten. Man ſpürt das Bewußtſein der Er- 
bauer, Mauern und Türme gewiſſermaßen für 
die Ewigkeit geſchaffen zu haben, ſie ſo feſt und 
ſtark erbaut zu haben, daß die Steinkugel und 
die Rammaſchine des mittelalterlichen Kriegs- 
handwerks ihnen nichts anhaben konnten; fühlt 
ihren Stolz, eine unzerſtörbare und uneinnehm⸗ 
bare Stadt, die Leben und Eigentum ihrer Bür⸗ 
ger ſichert, geſchaffen zu haben. Bis eines Tages 
die geit über alles hinweggegangen war. 
inkelsbühl blickt auf eine tauſendjährige Geſchichte zurück. Um 
928 wurde Dinkelsbühl, das an der wichtigen und verkehrsreichen 
Heerſtraße von Nürnberg nach Würzburg und Frankfurt lag, mit 
einer feſten Mauer umgeben. Über die Gründungszeit find Urkunden 
nicht mehr vorhanden. Nach den Chroniken entwickelte fih Dinkels⸗ 
bühl, dank feiner günſtigen Lage an dem großen Reife- und Handels- 
wege, raſch zu einem lebhaften Verkehrsort, der reiſenden Kaufleuten 
und ihren koſtbaren Waren ſicheren Schutz bot. Nach dem Brande 
von 1154, der die bedeutendſten Gebäude und alle Urkunden ein⸗ 
äſcherte, wurde die Stadt neu aufgebaut. Sie erhielt jetzt in ihrer 
ganzen Anlage den deutlichen Charakter einer Handelsſtadt, die in 
den beiden nächſten Jahrhunderten muſtergültig ausgebaut wurde. 
Umfaſſende, für die damalige Zeit ungewöhnlich ſtarke Wehranlagen 
ſicherten in der 
Seit des Fauſt⸗ 
rechts und der 
Fehden den 
Aufenthalt der 
Bürger und 
Reifenden. 


In der Zeit 
des Interreg⸗ 
nums machte 

Dinkelsbühl 
fih unabhän- 
gig. Es wurde 
Reichsſtadt. 


heute erhalte⸗ 
ne, zweckmä⸗ 
e ſchöne 
tadtanlage 
Dinkelsbühls 
ſtammt aus 
dieſer Blüte⸗ 
zeit. Die Alt- 
ſtadt iſt der 
Kern, um den 
ſich die Stadt 
aufbaut. Swei 
ungewöhnlich 
breit angelegte 
j Hauptſtraßen, 
auf denen ſich 

das lebhafte Bin und Her der großen ſchwerbeladenen Wagen- 
reihen der Kaufleute abſpielte, führen durch die Stadt. Zwar 


Am Nothenburger Weiher 


war der Fuſtand der Straßen nicht gerade der allerbeſte. Man 


bemühte ſich auch nicht, ihn zu beſſern: denn die ungepflegte 
Straße war eine ſichere Erwerbsquelle der Schmiede, Sattler, 
Tuch- und Lodenmacher und beſonders der Gaſthöfe, da ja die 
Reifenden bleiben mußten, bis die Reparaturen beendet waren! 


Wörnitztor mit Löwenbrunnen 


Die noch | 


Die Stadt wuchs ſchnell. Entlang den Hauptſtraßen bauten die 
alteingeſeſſenen Bürger ihre Häufer; an ihr lagen die vornehmen 
Gaſthoͤfe „Zur goldenen Roſe“ und „Fur Poſt“. Bier ſtiegen der 
Kaifer, die Fürſten, die Kirchenhäupter ab. 
Handwerker wurden in ſchmalen, winkligen 
Seitengaſſen angeſiedelt. Zu den ſchönſten Gaſſen 
Dinkelsbühls gehört im Rothenburger Viertel 
die untere Schmiedsgaſſe. Sie hat beſonders 
abends mit ihren merkwürdigen Häuſern, den 
vorgekragten Stockwerken und dem Blick auf die 
Silhouette des ehemaligen Kapuzinerkloſters ein 
geradezu phantaſtiſches Ausſehen. Reich an 
maleriſchen Straßenbildern und Winkeln iſt der 
Segringer Stadtteil. 

Wuchtig, über alle Häuſer weit hinaus⸗ 
ragend, wächſt in der Altſtadt die St.⸗Georgs⸗ 
Kirche empor. Eine rein gotiſche Hallenkirche 
von mächtigſter Wirkung. Im Innern wirken 
die drei gleich hohen, ſchlanken Schiffe und der 
hochſtrebende Chorumgang geradezu überwälti⸗ 
gend. Das Licht flutet ungebrochen durch ſechs⸗ 
undzwanzig hohe Spitzbogenfenſter herein und 
füllt den Raum. 

Unweit des Stadtturmes oder Wendel⸗ 
ſteines ſteht ein herrlicher und mit Recht be⸗ 
rühmter Renaiſſancebau aus dem Jahre 1543: 
„Das deutſche Haus.“ Die fünf übereinander 
vorgekragten Geſchoſſe find bis in die Giebel- 
ſpitze hinauf geſchnitzt und bemalt. Urſprünglich 
vornehmes Wohnhaus, iſt dieſes Meiſterwerk deutſcher Architektur 
heute Gaſthof. : 

Der Dreißigjährige Krieg hat Dinkelsbühl {hwer mitgenommen. 
Dazu kam die Neuorientie⸗ I 8 
rung des Handels, der die 
alten Straßen verließ. Still⸗ 
ſtand und Rückſchritt lähm⸗ 
ten das Leben der Stadt. 

Seit Anfang des vori⸗ 
gen Jahrhunderts ift Din- 
kelsbühl nicht mehr freie 
Reichsſtadt, ſondern kam 
endgültig an Bayern. Lang- 
ſam erholte es ſich. Ge⸗ 
werbe und Induſtrien blüh- 
ten wieder auf. Behagliche 
Biedermeierhäuschen zeigen, 
daß die Bewohner allmäh- 
lich wieder zu einem ge⸗ 
wiſſen Wohlſtand kamen. 

Die alten Wälle wur- 
den mit Bäumen bepflanzt, 
und ein Teil des Stadt- 
grabengebietes wurde zu 
einem Park umgeſtaltet. 
Und ſo liegt Dinkelsbühl heute noch vor unſeren Blicken, ein Zeuge 
feiner großen und ſchönen Vergangenheit. 
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Der Heimatdienft 


Die Wende? 


Mit geſpannter Aufmerkſamkeit verfolgt man bei uns und im 
Auslande, diesſeits und jenſeits des Ozeans, die erſten Anzeichen 
einer wirtſchaftlichen Belebung. Sie bilden gewiß keinen Anlaß zu 
ſchrankenloſem Optimismus — man darf jedoch wieder zuverſichtlicher 
ſein. Die DVertrauenskriſe jedenfalls, die, einem zerſetzenden 
Gift vergleichbar, Handel und Wandel rings in der Welt lähmte, 
iſt in den meiſten Ländern im Abklingen begriffen. Das findet 
unter anderem feinen Ausdruck in einer Reihe von Wirtſchaftsvor⸗ 
gängen, die heute im Brennpunkt allgemeinen Intereſſes ſtehen. 

Allerdings ſind die Keime zum Beſſeren nicht gleich⸗ 
mäßig in allen Teilen der Welt zu finden. Verhältnismäßig günſtig 
ſieht es in den Gläubigerländern aus, namentlich in den 
Vereinigten Staaten, Großbritannien, der Schweiz, den Nieder- 
landen und vielleicht auch in einigen überſeeiſchen Rohſtoffländern. 
Ungleich ſchwieriger liegen die Dinge in den europäiſchen Schuld- 
nerſtaaten, auch in Deutſchland. Bier iſt man aus dem Eng⸗ 
paß noch nicht heraus; hier ſind die Hemmungen noch zu ſtark. In 
den Gläubigerländern ift die wirtſchaftliche Schwungkraft naturgemäß 
größer. Dort ſind die Anſätze zum Beſſeren bereits unverkennbar. 

Ein in der Regel untrügliches Anzeichen einer bevorſtehenden 
Konjunkturwende tritt bei den Gläubigerländern beſonders deutlich 
hervor: der Aufſtieg der ESffektenkurſe. Die Börſe 
wittert Morgenluft, die Kurſe ſteigen. Das erklärt fih, vom Stim⸗ 
mungsmäßigen abgeſehen, ſachlich etwa folgendermaßen: In den 
Kaſſen der Kreditinſtitute und Unternehmen haben ſich brachliegende 
Geldmittel angeſammelt; ſie kurzfriſtig anzulegen, lohnt nicht 
mehr, weil die Sinsſätze auf dem Geldmarkt zu tief geſunken find. 
In London, Amſterdam, Paris, New Vork beiſpielsweiſe liegen die 
Geldſätze zum Teil weſentlich unter 1 v. H. Die verfügbaren Geld- 
mittel ſtrömen alſo, neue einträgliche Anlage ſuchend, auf den 
Kapitalmarkt, an die Börſe. Das Ergebnis: ſteigende Kurſe. gu- 
nächſt bei den feſtverzinslichen Werten, den Rentenpapieren; dann 
ſind die Aktien gefolgt. In den Vereinigten Staaten hat ſich nach 
Ermittlung des Inſtituts für Konjunkturforſchung, das durchſchnitt⸗ 
liche Kursniveau am Aktienmarkt Ende Auguſt gegenüber dem 
kriſenhaften Tiefſtand um 88 v. H. gehoben, in England um 25 v. H., 
in Holland um 48 v. H., in der Schweiz um 79 v. B. 

Viel beachtet wird ferner, neben der Entſpannung auf den 
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Das deutſche Memorandum : 
zur Gleichberechtigungsfrage 


Reichsaußenminifter Freiherr von Neurath hat am 
6. September in der Form eines einem Vertreter von Wolffs 
Telegraphenbüro gewährten Interviews das Memorandum der 
Öffentlichkeit übergeben, das der Miniſter am 29. Auguft als Ju- 
ſammenfaſſung feiner mündlichen Darlegungen dem franzöſiſchen 
Botſchafter Frangois Poncet übergeben hat. Das Memorandum iſt 
eine Fuſammenfaſſung des deutſchen Standpunktes hinſichtlich der 
deutſchen Gleichberechtigung in der Wehrfrage. Anknüpfend an die 
Vertagungsreſolution der Abrüſtungskonferenz vom 25. Juli wird 
darin noch einmal dargelegt, weshalb die Deutſche Regierung gerade 
jetzt ſich genötigt ſah, dieſe Frage zur Entſcheidung zu bringen. Es 
wird ſodann dargelegt, daß die bisherigen Ergebniſſe der allgemeinen 
Abrüſtungskonferenz klar erkennen ließen, wie weit die allgemeine 
Abrüſtung vorausſichtlich hinter der deutſchen zurückbleiben werde 
und daß fih daraus gewiſſe Anderungen in der Grganiſation der 
deutſchen Landesverteidigung ergeben müßten. Die mit der Über- 
gabe dieſes Memorandums an den franzöſiſchen Botſchafter auf⸗ 
genommenen Verhandlungen über die deutſche Gleichberechtigung 
ſind, wie Herr von Neurath in ſeinem Interview auseinanderſetzt, 
weder jenfationell noch unerwartet gekommen. Sie waren vielmehr 
mit dem franzöſiſchen Miniſterpräſidenten in Genf auf Anfang Sep⸗ 
tember oder Ende Auguſt verabredet. Sie ſind nur die Fortſetzung 
von Beſprechungen, die ſeit vielen Monaten in Genf, Lauſanne und 
in europäiſchen Hauptjtädten der Großmächte geführt worden find. 
Die Deutſche Regierung hatte beabſichtigt, dieſe Verhandlungen ver- 
traulich zu führen, um jede Störung derſelben durch eine aufgeregte 
öffentliche Meinung zu verhindern. Durch eine Indiskretion in 
Paris iſt die Tatſache der Verhandlungen und ihr hauptſächlichſter 
Inhalt jedoch bekanntgeworden. Prompt ſetzte eine Preſſehetze in 
Paris ein, die offenſichtlich auch mit dem Sweck betrieben wurde, 
Deutſchlands Ziele in den andern Ländern, beſonders in England 
und Amerika, zu diskreditieren. Die Deutſche Regierung hat des⸗ 
halb das dem franzöſiſchen Botſchafter übergebene Memorandum 
veröffentlicht. Es geht aus ihm deutlich hervor, daß die von Paris 
aus erhobenen Verdächtigungen grundlos ſind. Die Entſcheidung, 
die die Deutſche Regierung herbeiführen will, geht um das Prinzip 
der Gleichberechtigung, darum, ob Deutſchland bei den weiteren 
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Kreditmärkten und dem Aufſchwung an der Börſe, die Entwick- 
lung auf den Rohſtoffmärkten. Häute und Felle, Zucker, 
Sinn, Kupfer, Baumwolle, Kaffee insbeſondere haben im Preife ſtark 
angezogen. Es hat ſich auf den Weltrohſtoffmärkten manches ge⸗ 
ändert, auf der Seite der Nachfrage ſowohl wie auf der des UAn- 
gebots. Wenn vielleicht auch gewiſſe Rückſchläge nicht ganz aus⸗ 
bleiben werden, fo hat fih doch die Verkrampfung, die dieſen 
Märkten jahrelang das Gepräge gab, gelockert — ein untrüglich 
günſtiges Konjunkturzeichen. 

Und nun zu den deutſchen Derhältniffen: Unſere Dolfs- 
wirtſchaft, kapitalarm, an das Ausland verſchuldet und durch 
die unglückliche Nachkriegsentwicklung in ihrer Subſtanz empfindlich 
geſchwächt, wird beſonders zu kämpfen haben, um aus 
dem vernichtenden Strudel der Kriſe zu neuen feſten Ufern zu ge⸗ 
langen. Aber es fehlt auch bei uns keineswegs an Keimen, 
die auf eine neue Entwicklung hoffen laſſen. Auch wir erleben bei⸗ 
ſpielsweiſe heute ein, allerdings zeitweiſe noch gehemmtes 
Steigen der Rentenpapiere und Aktienkurſe. Don dem feft- 
ſtellbaren Tiefſtand Mitte April dieſes Jahres bis Ende Auguſt 
beträgt die Erhöhung des Kursniveaus der Aktien nach Angaben 
des Konjunkturinſtituts etwa 12 v. 5. Und auch das Ber- 
trauen ſcheint allenthalben wiederzukehren. So hat z. B. die 
Bargeldhamſterei, die in breiten Schichten unſeres miß⸗ 
trauiſch gewordenen Volks lange Zeit zum Schaden der Allgemein- 
heit betrieben wurde, zweifellos abgenommen. Eins aber iſt ficher: 
ganz auf ſich geſtellt, würde die deutſche Wirtſchaft dem Zuge der 
Entwicklung in weiten Teilen des Auslandes nicht folgen können. 
Sielklare, mit aller Energie durchgeführte Wirtſchaftspolitik 
aber, die den Wirtſchaftskreislauf durch Arbeitsbeſchaffung und neue 
Kreditmöglichkeiten anregt — und das ift ja der Zweck des Wirt- 
ſchaftsprogramms des Reiches — wird weſentlich dazu beitragen 
können, unſerem geplagten Volke den Weg aus der Wirtſchaftsnot 
zu bahnen. Das iſt jedoch nicht ſo zu verſtehen, als könne ſich nun in 
kürzeſter Friſt, gleichſam von heut auf morgen, alles wenden. Es 
wird Zeit gebrauchen, und die Harrenden und Hoffenden werden 
etwas Geduld haben müſſen. Bei vertrauensvoller opferbereiter Zu- 
ſammenarbeit aller Volksſchichten aber wird der Exiſtenzkampf un⸗ 


ſeres Volkes zum glücklichen Ende geführt werden können. 
Dr. Erich Schrötter. 


Genfer Abrüſtungsverhandlungen völlig gleichberechtigt mit den an⸗ 
deren Mächten verhandeln kann und ob das Abkommen über all⸗ 
gemeine Abrüſtung, das in Genf geſchaffen werden ſoll, auch für 
Deutſchland gelten foll, d. h. den Teil V des Derfailler Vertrages 
erſetzt. Nicht einmal in Derfailles hat man Deutſchland eine ein⸗ 
ſeitige Abrüſtung als Dauerzuſtand zumuten wollen, ſondern die 
deutſche Abrüſtung ausdrücklich als Vorausſetzung und Einleitung 
der allgemeinen Abrüſtung bezeichnet. Will Frankreich jetzt 15 Jahre 
nach Beendigung des Krieges über dieſen Standpunkt hinausgehen 
und Deutſchland zumuten, freiwillig einen Zuftand anzuerkennen, 
der eine Diskriminierung auf dem für die Souveränität des Staates 
fo entſcheidenden Gebiet der Rüſtungen bedeutet d 

Der Inhalt des deutſchen Memorandums und der recht deut⸗ 
lichen Erklärung des Reichsaußenminifters von Neurath ſowie die 
mehrfachen Erklärungen des Neichswehrminifters von Schleicher 
haben es hoffentlich dem Auslande völlig klargemacht, daß hinſicht⸗ 
lich des Prinzips der Gleichberechtigung nur ein Ja oder Nein mög⸗ 
lich ift und daß ein Nein ſehr weittragende Konſequenzen haben 
würde. „Niemand kann Deutſchland zumuten, ſich noch länger mit 
einer Diskriminierung abzufinden, die mit der Ehre des deutſchen 
Volkes und feiner Sicherheit unvereinbar ift”, find die letzten Worte 
des Interviews des Herrn von Neurath. Das ganze deutſche Volk 
ſteht hinter dieſem Satze. Hoffentlich wird man fih im Auslande, 
beſonders in Frankreich, dieſer Tatſache bewußt und handelt danach. 


hochſchulſtudium im Zeichen der Kriſe 


Faſt allgemein läßt ſich ſeit Kriegsende ein ſtarker Andrang auf 
das Hochſchulſtudium in Deutſchland feſtſtellen. Am auffälligſten ift 
er bei den Univerſitäten, den Techniſchen Bochſchulen 
und den Handelshochſchulen im Vergleich zur Vorkriegszeit. 
Das umſtehende Schaubild zeigt das Anſchwellen der Beſuchsziffern. 
Während im Winterſemeſter 1913/14 an den deutſchen Univerſitäten 
59 265 Studenten immatrikuliert waren, betrug die Fahl der Studie⸗ 
renden im Winterſemeſter 1951/52 95 271. Doch iſt neuerdings — 
im Stadium des Höhepunktes der Wirtſchaftskriſe — ein Rückſchlag 
eingetreten. Das vergangene Winterſemeſter zeigt ihn. In dieſem 
Winterſemeſter 1951/52 ift nicht nur ein Rückgang in der Geſamt⸗ 
zahl der Studierenden gegenüber dem Sommer 1951 um 6,5 v. Ñ. er- 
folgt, ſondern zum erſten Mal, wenn auch in der verhältnismäßig ge⸗ 
ringen Höhe von 0,6 v. B., gegenüber dem Winterſemeſter 1950/31. 
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Die Fahl der Studierenden im e r ft e n Semefter, die von Jahr 3u 
Jahr die Deränderung im Andrang zum Studium zum Ausdrud 
bringt, hat neuerdings ſtark nachgelaſſen. Es haben im Winter- 
ſemeſter 1951/52 1287 Studierende oder 19,3 v. H. Studierende 
weniger die Nochſchule bezogen als vor einem Jahr. Dabei iſt be⸗ 
ſonders zu beachten, daß zum erſten Mal auch die Sahl der weib⸗ 
lichen Studierenden im erſten Semeſter gegenüber dem Vorjahr 
um rund 25 v. B. zurückgegangen ift, während ſich bisher ein ſtändig 
wachſender Andrang gerade des weiblichen Geſchlechts zum Studium 
feſtſtellen ließ. 

Immerhin zeigen auch die Fahlen des Winterſemeſters 1931/32 
auf den Univerſitäten, den Techniſchen Hochſchulen und den Handels- 
hochſchulen Beſucherziffern, die ganz erheblich die Vorkriegszahl iber- 
ſchreiten und eine Überfüllung in den einzelnen Studienfächern her⸗ 
beigeführt haben, die teilweiſe zu kataſtrophalen Zuftänden führt. 

Der Andrang zum Univerſitätsſtudium hat ſich alſo — trotz der 
Wirtſchaftskriſe — im großen ganzen erhalten, und erſt in jüngſter 
Seit zeigt fih die Tendenz zu einer rückläufigen Bewegung. Die Ent⸗ 
wicklung der Land- ‚und Forſtwirtſchaftlichen Hoch ⸗ 
ſchulen dagegen ſowie der Bergbauakademien zeigt, daß 
auf dieſen Studiengebieten die Krife in weitaus ſtärkerem Maß auf 
die Ju der Studierenden eingewirkt hat. Nach einem Höhepunkt in 
der Inflationszeit mit 5220 Studierenden iſt z. B. die Fahl der bei 
den Landwirtſchaftlichen Hochſchulen und bei den Forſtakademien ein- 
getragenen Studierenden ſtändig zurückgegangen. Noch ſtärker iſt der 
Abſturz bei den Bergbauakademien. Auf dieſen Hochſchulen iſt der 
ee e unterſchritten. 

Auch die Beſuchsziffer der Tierärztlichen Bo ulen 
erreicht nicht den Dorfriegsitand, ERS die Zahl 8 e 
hier feit dem außerordentlichen Tiefſtand der Inflationszeit eine 
ſtändige Zunahme aufweiſt. Verglichen mit dem Jahr 1925/26, ift 
auf den Tierärztlichen Bochſchulen eine Erhöhung der Beſuchsziffern 
um rund 175 v. H. eingetreten, zum Teil eine Folge des inzwiſchen 
tark gewachſenen Tierbeſtandes, insbeſondere der Haustierhaltung. 

lerdings ift auch der Beruf des Tierarztes nunmehr überſetzt. 

Die Notlage des akademiſchen Nachwuchſes erfordert dringend 
neue Hilfsmaßnahmen. Geplant iſt zunächſt, zwiſchen höhere Schule 
und Hochſchule ein Jahr praktiſcher Arbeit, ein Werkjahr, ein- 
zuſchalten. Darüber hinaus wird mehr denn je darauf Bedacht zu 
nehmen fein, die Fahl der Studierenden dem Bedarf an berufs- 
tätigen Akademikern ſoweit wie möglich anzugleichen. H. 


Konferenz in Streſa 


Die Londoner Konferenz, auf der bekanntlich im Vordergrund 
der Diskuſſion der Tardieu-Plan ſtand, hatte zwar kein pofitives 
Ergebnis, aber inſofern ihr Gutes, als ſie die Anſichten der Groß⸗ 
mächte über das Problem der Sanierung der ſüdoſteuropäiſchen 
Agrarſtaaten klärte. Die Verhandlungen ſollten auf der Konferenz 
von Lauſanne weitergeführt werden. Dazu ift man aber in Sau- 
Br nicht mehr gekommen, doch hat man in dem Abkommen wenig» 
tens noch einen Ausſchuß eingeſetzt, der der Studienkommiſſion 
der europäiſchen Union Maßnahmen zwecks Sanierung Mittel- und 
Südoſteuropas vorſchlagen ſoll. Dieſer Ausſchuß iſt nun am 
5. d. M. in Strefa am Lagomaggiore zuſammengetreten. In ihm 
ſind die vier hauptbeteiligten Großmächte Deutſchland, Italien, 


England und Frankreich vertreten, ferner Polen, Sſterreich, 


Tſchechoſlowakei, Ungarn, Jugoſlawien, Bulgarien, Rumänien, 
Griechenland, und endlich als intereſſierte Gläubigerſtaaten Hol- 
land, Belgien und die Schweiz. 


Die Aufgabe der Konferenz beſteht darin, zu prüfen, welche 
Maßnahmen zur Beſeitigung der finanziellen Schwierigkeiten und 
zur Förderung des Handels in den genannten Staaten geeignet er- 
ſcheinen. Das Ziel der Konferenz iſt unbeſtritten, aber über die 
Methoden herrſchen mancherlei Meinungsverſchiedenheiten. u- 
nächſt vertritt ein Teil der Konferenzſtaaten den Standpunkt, daß 
der Sanierung der Finanzen der Vorzug gegeben werden müſſe, weil 
die Schwierigkeiten der notleidenden Staaten vor allem auf finan⸗ 
iellem Gebiet lägen. Ohne Sanierung der Finanzen fei eine wirt- 
ſchaftliche Beſſerung nicht möglich. Demgegenüber iſt der andere 
Teil der Anſicht, daß zuerſt die Wirtſchaft wieder in Ordnung ges 
bracht werden müſſe, denn das fei die Dorausfegung für die finan⸗ 
zielle Geſundung. Sweifellos wird in dieſer Frage eine Kom- 
promißlöſung geſucht werden müſſen, denn wenn es auch richtig ſein 


wird, daß einzelne Staaten ohne irgendwelche Finanzhilfe nicht 


weiterkommen können, ſo ſteht es wohl außer allem Sweifel, daß 
eine dauerhafte finanzielle Sanierung ohne geeignete wirtſchaftliche 
Maßnahmen unmöglich iſt. : . 

Um die finanziellen Schwierigkeiten zu beſeitigen, denkt man 
an die Errichtung eines gemeinſamen Fonds, aus dem die Geld- 
bedürfniſſe der in Frage kommenden Staaten befriedigt werden 
ſollen. Aber wer dieſe Kaffe auffüllen ſoll, weiß noch niemand. 
Daß ſich bei dieſer Frage große Derlegenheiten ergeben werden, 
liegt auf der Hand. 

Im wirtſchaftlichen Teil des Programms ſteht noch immer die 
Präferenz im Vordergrund, denn irgendein anderes Mittel der effek⸗ 
tiven Hilfe iſt nicht gefunden worden. Dabei ſcheint es, daß die 
Franzoſen auf den Tardieu-Plan (Suſammenfaſſung der Donau 
ſtaaten Öfterreih, Ungarn, Tſchechoſlowakei, Jugoflawien und 
Rumänien durch gegenſeitige Präferenzverträge) wenigſtens zunächſt 
verzichtet haben und daß fie ſich auch dem insbeſondere von Deutſch⸗ 
land vertretenen Plan der Gewährung einſeitiger Getreidepräfe- 
renzen an die notleidenden ſüdoſteuropäiſchen Agrarſtaaten durch die 
Konfumentenftaaten nähern. Dabei ift es eine mehr formelle Frage, 


ob die Präferenzen durch zweiſeitige oder Kolleftivverträge feit- 


gelegt werden ſollen. 


Selbſtverſtändlich iſt durch die beiden oben kurz berührten 
Hauptfragen das Programm der Konferenz nicht erſchöpft. Sie 
ſteht noch vor einer Reihe anderer, wenn vielleicht auch unter⸗ 
geordneter Probleme, deren Löſung nicht einfach ſein wird. Wenn 


auch die ſchwere Not dringend pofitive Ergebniſſe fordert und auch 


hoffen läßt, ſo wird man die Erwartungen nicht zu hoch ſtecken 
dürfen. Dor allem darf nicht überſehen werden, daß die Konferenz 
ſelbſt keine bindenden Beſchlüſſe faſſen kann, ſondern ihre Emp- 
fehlungen müſſen noch durch verſchiedene Stationen des Völker- 
bundes gehen, bis ſie wirkſam werden können. W. 


Deutſchlands Obſteinfuhr 


In dieſem Sommer ift herrliches Obſt, Pfirfiche vor allem, auf 
die Märkte gekommen. Sie prangen in den Auslagen der Läden 
in kaum erlebter Fülle. Sind es deutſche Früchte? Wer dies 
annimmt, irrt leider. Allein in einer einzigen Woche, vom 31. Juli 
bis zum 8. Auguſt d. J., kamen 56 500 Doppelzentner Pfirſiche aus 
Italien über den Brennerpaß, zum größten Teil nach Deutſchland. 
Ebenſo wird von den andern Ausfalltoren Italiens, vor allem aus 
Chiaſſo am Luganer See, gemeldet, daß der Verſand von italieniſchen 
Spätpfirſichen ſtark zugenommen habe. Die Schweiz kann dieſe 
rieſigen Obſtzüge bei weitem nicht aufnehmen. Frankreich hat ſich 
durch ſein ſcharfes Kontingentierungsſyſtem vollkommen abgeſchloſſen. 
Berichteten doch die Zeitungen kürzlich, daß ein ganzer Eiſenbahnzug 
voll Obſt an der ſpaniſch⸗franzöſiſchen Grenze ins Meer entleert 
wurde, da Frankreich die Ware nicht abnahm. Die Berichte für den 
deutſchen Gbſthandel aber melden: weitere umfangreiche Zufuhren 
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von Pfirſichen aus Italien find für die nächſten Wochen zu erwarten, 
ſtarke Angebote von Pflaumen liegen aus Ungarn, von Birnen aus 
Italien, von Apfeln aus andern Ländern vor. Der deutſche Obſtbauer 
ſieht ſorgenvoll dieſer Entwicklung zu. Wenn der Verbraucher ihm 
nicht zu Hilfe kommt und ſich ſtärker dem heimiſchen Erzeugnis zu⸗ 
wendet, gerät ſeine Exiſtenz immer mehr ins Wanken. 

Beim Gemüſebau ſind vor allem die Tomatenkulturen gefährdet. 
Den Dorfprung, den das Ausland in der Frühgemüſelieferung bis⸗ 
her beſaß, hat der deutſche Gemüſebau in den letzten Jahren dadurch 
einzuholen verſucht, daß er ebenfalls unter Aufwendung bedeutender 
Mittel zur Errichtung ausgedehnter Treibhaus anlagen ſchritt. So 
wurde es möglich, von 1927 bis Ende 1950 die unter Glasdach zur 
Verfügung ſtehenden Gemüſebauflächen um die Hälfte zu vermehren. 
Dementſprechend wurde auch der Wert der Glashausanlagen von 
49 Millionen Reichsmark im Jahre 1927 auf rund 75 Millionen 
Reichsmark Ende 1950 erhöht. Es ift einleuchtend, daß fich bei fort- 
geſetztem ſtarken Konſum von Auslandsware die Gemüfe- und 
Obſtbauern mit dieſen teuren Anlagen nicht halten können. 

Der deutſche Konſument trägt mit an der Verantwortung; 
er ift in viel höherem Grad beſtimmender Faktor des Wirtſchafts⸗ 
geſchehens, als es ihm zu Bewußtſein kommt; er wird im Verbrauch 
ſolcher und ähnlicher Auslandserzeugniſſe mehr Zurückhaltung und 
mehr nationale Diſziplin wahren müſſen als bisher. 


Die Gaar bleibt deutſch! 


Sum zwölften Male verſammelten ſich die Mitglieder und An⸗ 
hänger des Bundes der Saar-Dereine am 11. September 1952 in 
Koblenz, um am deutſchen Rhein erneut und eindringlicher denn je 
die Mahnung an die Welt und an das deutſche Volk zu richten: 

„Macht endlich ein Ende mit dem Unrecht von Verſailles 

an der Saar!“ 

Die Kundgebungen, die zum Teil durch Rundfunk übertragen 
wurden und in denen die hervorragendſten Führer der Saarland- 
bewegung zum Wort kamen, ſtanden ganz unter dem Eindruck dieſer 
Mahnung, trotzdem klang aber immer wieder durch, daß der Saar- 
länder wohl eine baldige, reſtloſe Beendigung der Zwangsherrſchaft 
herbeiſehnt, eine Beendigung aber, die mit irgendwelchen Zugeſtänd⸗ 
niſſen verknüpft iſt, einmütig und entſchieden ablehnt. Ihm bleibt 
ja ohnedies das Recht, in wenig mehr als zwei Jahren ſelbſt und 
alsdann maßgeblich über ſein Schickſal zu entſcheiden. 

Niemand zweifelt heute mehr an dem Ausfall der Abſtimmung, 
auch in Frankreich iſt man ſich darüber ſchon längſt im klaren. 
Selbſt dort werden Stimmen laut, die einer einwandfreien Be⸗ 
reinigung der Frage das Wort reden. Man hat geſehen, daß alle 
Bemühungen, den Saarländer zu gewinnen, nutzlos find. Man geht 
allmählich dazu über, die wirtſchaftlichen Beziehungen abzubauen. 
Bei der Vergebung von Arbeiten werden ſaarländiſche Firmen aus⸗ 
geſchloſſen, trotzdem laut Angabe der franco⸗-ſaarländiſchen Handels⸗ 
kammer nicht weniger als 100 000 Arbeiter in Frankreich ſelbſt für 
ſaarländiſche Aufträge Beſchäftigung finden. Es würde jeder Per- 
nunft widerſprechen, wenn Frankreich ſeinen Plan, die ſaarländiſche 
Bevölkerung für fih zu gewinnen, durch die Vernichtung des wirt- 
ſchaftlichen Lebens zu verwirklichen hofft. Denn hat ſich die Be⸗ 
völkerung ſchon nicht durch verſprochene wirtſchaftliche Vorteile 
ködern laſſen, ſo wird ſie ſich noch viel weniger durch ſolche Be⸗ 
drückungen umſtimmen laſſen. 

Frankreich hat in Lauſanne der Löſung der Reparationsfrage 
in richtiger Erkenntnis der großen Gefahr für die geſamte Welt⸗ 
wirtſchaft zugeſtimmt. Da die Saarfrage jedoch im Derfailler Der- 
trag ausdrücklich als ein Teil der Reparationen bezeichnet wird, ſo 
wäre es Frankreich ein leichtes, bei der baldigen Ratifizierung des 
Lauſanner Abkommens auch dieſen Reparationsteil für erledigt 
zu erklären. 

Eine Löſung in dieſem Sinne wäre im Intereſſe des geſamten 
europäiſchen Wirtſchaftslebens dringend erforderlich. Deutſchland, 
das wirtſchaftlich am meiſten gelitten hat, trifft zur Zeit gewaltige 


— Pli in die Bücher 


Dr. Karl Schwendemann: 
Bücherei Band 27/8. 
Preis 5,40 RM. 

In der bekannten „Weltpolitiſchen Bücherei“ iſt ſoeben ein 
Doppelband „Frankreich“, von Legationsrat Dr. Schwendemann, er- 
ſchienen. Dieſes Buch erſchien rechtzeitig und wird allen Freunden 
der „Weltpolitiſchen Bücherei“, die nunmehr mit faſt 30 Bänden 
eine umfaſſende Sammlung von Darſtellungen der wichtigſten welt⸗ 
politiſchen Probleme enthält, willkommen ſein. Die aus langjährigen 
Studien und unmittelbarer politiſcher Erfahrung erwachſene Schilde⸗ 
rung der innen- und außenpolitiſchen Struktur Frankreichs gibt 
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„Frankreich“, Weltpolitiſche 
Sentralverlag, G. m. b. Z., Berlin W 35, 


Anſtrengungen, um der Arbeitsloſigkeit endlich Herr zu werden. 
Das Saargebiet jedoch ſteht als wirtſchaftliches Gebilde zwiſchen 
zwei Staaten, von denen der eine vorläufig nichts zu ſeinen Gunſten 
unternehmen darf, während der andere im eigenen Intereſſe ſeine 
Beziehungen zu ihm immer mehr abbaut. Die Arbeitsloſigkeit iſt 
heute bereits im Verhältnis zur Bevölkerung größer als im Deut⸗ 
ſchen Reiche. Ganze Gemeinden, wie Wallerfangen und verſchiedene 
Bergarbeiterdörfer, ſind faſt hundertprozentig erwerbslos. Der 
Saarſtaat ſelbſt iſt machtlos, um dem abzuhelfen, und Frankreich 
will, nach den bisher gemachten Erfahrungen, auch von ſich aus für 
keinerlei Abhilfe Sorge tragen. Frankreich macht feine Wirtſchafts⸗ 
politik nicht nur ohne jede Berückſichtigung der beſonderen Intereſſen 
der ſaarländiſchen Wirtſchaft, ſondern geradezu gegen das Saar- 
gebiet. Man boykottiert die ſaarländiſchen Waren bewußt, anderer- 
feits hat die franzöſiſche Follpolitik die deutſche Wareneinfuhr im 
Saargebiet derart gedroſſelt, daß die Saarwirtſchaft gleichſam durch 
Sollmauern eingeſchloſſen iſt. 
: Trotz aller naturgegebenen günſtigen Dorausfegungen ift das 
Wirtſchaftsleben an der Saar in großem Ausmaße faſt zum Erliegen 
er und die Arbeitsloſigkeit ift in geradezu beängſtigender 
eiſe geſtiegen. Die Bevölkerung leidet dadurch beſonders ſchwer, 
weil es an der Saar eine ſtaatliche Arbeitsloſenverſicherung nicht 
gibt. Was zur Unterſtützung der Arbeitsloſen geſchieht, belaſtet im 
weſentlichen die ſaarländiſchen Gemeinden, die ſo begreiflicherweiſe 
mehr und mehr in finanzielle Not geraten. Die Sozialrentner und 
Penſionäre dagegen können nur deshalb noch ein kärgliches Leben 
führen, weil das Reih regelmäßig zu den Sozialverſicherungen 
beiſteuert. 

Während alfo Frankreich aus dem Saargebiet nur Nutzen zieht, 
der aber auch immer mehr zuſammenſchrumpft, ſich aber jeden Opfers 
für die durch die franzöſiſche Wirtſchafts⸗ und Follpolitik in Not 
geratene Bevölkerung an der Saar entzieht, hat Deutſchland im 
Intereſſe dieſer Bevölkerung im Rahmen ſeiner Leiſtungsfähigkeit 
die ſoziale Betreuung übernommen. Das ſind natürlich Zuſtände, 
die mit dem Saarſtatut nicht in Einklang zu bringen ſind. 

Das Saargebiet muß, das war die einheitliche Auffaſſung der 
Koblenzer Saartagung, in das Wiederaufbauprogramm der deutſchen 
Regierung baldigſt einbegriffen werden können. Nur in feiner 
natürlichen Zugehörigkeit zum deutſchen Daterlande liegen die 
Quellen feiner Kraft und die Wurzeln feiner wirtſchaftlichen Ent- 
wicklungsmöglichkeiten. Karl Kuhlmann. 


einen klaren Einblick in die politiſche und geopolitiſche Situation 
unſeres wichtigſten Nachbarn. Das Buch hat ferner den Dorteil, 
erſtmalig im Zufammenhang die politiſchen Grundkräfte Frankreichs 
ganz objektiv aufzuzeigen, die politifchen Parteien, die geiſtigen und 
wirtſchaftlichen Strömungen, die ihnen zugrunde liegen und die 
als innere Triebkräfte die Politik Frankreichs entſcheidend beſtimmen. 
Für die Beurteilung der politiſchen Gegenwart und auch der gus 
kunft Deutſchlands, Europas, ja, der ganzen Welt iſt dieſes Werk 
unentbehrlich. 26 vorzügliche graphifche Karten und Darſtellungen 
erläutern den Text einprägſam und erweitern das Derſtändnis für 
die Ausführungen des Derfaſſers. 


Büchereingang 


III 


Die Möglichkeiten dent- 
ſcher Auslandsſiedlung. Ant- 
worten auf Fragen zur 
Auswanderung. Von Dr. 
Max Größer. 59 S. 

reis: 1,50 RM. 1932. 

entralverlag G. m. b. H., 

erlin. 

Der Kölner Arbeitsmarkt. 
Bearbeitet von Dr. Bern⸗ 
hard Mewes. (Kölner Ver⸗ 
waltung, Wirtſchaft und 
Statiſtik, Band 9.) 111 S. 
Aich 2 ee Sta⸗ 
iſtiſches un lamt de 
Sal Köln. ; x 

Deutſch⸗franzöſiſche Macht⸗ 
faktoren Hinati ia yr 
Paix“). Ein vergleichender 
2 zur ameng 

age on ajor ans 
Rohde. 94 S. mit 50 Gi 
— und 3 Bildtafeln. 1932. 

rlag: Berliner Börſen⸗ 
Zeitung, Berlin. 


Verſicherung Fürſorge 
und Kriſenriſiko. Von Prof. 
Dr. Frieda Wunderlich. 


(Aufbau und Ausbau der 


ürſorge, Heft 18.) 63 S. 
reis: 1,80 RM 1932. J 


ommiſſions = Verlag von 
Lühe & Co., G. nr H., 
Leipzig. 

Begleitpapiere für Aus⸗ 
landsſendungen. 11. Aufl. 
Stand Anfang Juni 1932. 
36 S. Herausgegeben von 
der Induſtrie- und Han⸗ 
delskammer zu Düſſeldorf. 

Der Maſſenwahn. Ur⸗ 
ſache und Heilung des 
Deutſchenhaſſes von Kurt 


. Dritte, völlig 
neubearb. Auflage. VIII, 
385 S. Preis: geh. 5,50, 


kart. 6,50 RM., in Lei⸗ 
nen 7,50 RM. 1932. C. H. 
Beck, München. 


Fremdenverkehrsanalyſe 
der Provinz Oberſchleſien. 
Von Dipl. ⸗ Handelslehrer 
Adolf Grünthal. (Schriften⸗ 
reihe des Forſchungsinſti⸗ 
tuts für den Fremdenver⸗ 
kehr, Heft 5.) 87 S. Preis: 
4 RM. 1932. Selbſtverlag 
des Forſchungsinſtituts für 
den Fremdenverkehr, Berlin. 

Fürſorgerinnen⸗Not — 
eee „Wille. 


ea 
beamtinnen 6. 
26 S. reis: 50 Pf. 
1932. Deutſcher Verband 
der Sozialbeamtinnen, 
Berlin. 


Schlachtfelder in Oſt⸗ 
preußen. Bearbeitet von 
aktiven und ehemaligen Of⸗ 
fizieren im Wehrkreis I, 
. vom Wehr⸗ 
reiskommando I. 167 S. 
puis: 1,80 RM. Verlag 
önigsberger Allgemeine 
— — Verlags⸗Druk⸗ 
erei, Königsberg i. Pr. 

Die Reform der Reichs⸗ 
verfaſſung. Von Albrecht 
Graf zu Stolberg⸗Wernige⸗ 
rode. 14 S. 1932. Ver⸗ 
lag der Jenaiſchen Zeitung, 
ena. 


Volkstum und Kultur- 
politik. Eine Sammlung 
von Aufſätzen. Gewidmet 
8 Schreiber zum 
50. eburtstag. Heraus⸗ 
gegeben von H. Konen u. 
P. Steffes. 620 S. 
reis: Ganzlein. 14 RM. 
1932. Gilde⸗Verlag, Köln. 


Der Raum Weſtfalen. 
Band III, Unterſuchungen 
über Wirtſchaft, Verkehr 
und Arbeitsmarkt. 172 S. 
Preis: in Ganzleinen geb. 
14 RM., in Halbleinen 
75 12,80 RM. Verlag 

eimar Hobbing, Berlin 
1932. 


Der Heimatdienſt 


Geſchäftliches 
NUN 


Für den Schmuck eines 
ſchönen Heims eignet ſich 
nichts beſſer als ein gutes 
Olgemälde. Namentlich das 
Beſtreben unſerer ſorg⸗ 
ſamen Hausfrauen iſt es, 
die Wohnlichkeit im Hauſe 
durch künſtleriſchen Wand⸗ 
ſchmuck zu heben. Und wer 


möchte nicht eine ſonnige 


Landſchaft, ein ſchmuckes 
Stilleben, ein reizendes 
Tierbild über das Büfett 
oder den Schreibtiſch hän⸗ 
gen, um ſich daran in 
Stunden der Muße zu er⸗ 
freuen. Ein anderer wird 
ſich eine ſchöne Kopie oder 
ein andachtsvolles Heili⸗ 
genbild wünſchen. Eine 
reiche Auswahl künſtleriſch 
hochſtehender Gemälde nam⸗ 
hafter Maler finden Sie 
bei unſerem Inſerenten, 
der Firma „Der Kunſtkreis 
G. m. b. H.“, Berlin C 35, 
Kurze Straße 17. Der 
Preis für Olgemälde hat 
einen Tiefſtand erreicht wie 
noch nie ſeit Beſtehen des 
Kunſthandels. Verſand der 
Olgemälde erfolgt nach 
allen Teilen der Welt, ſo⸗ 
weit keine Einfuhrſperre 
von den Ländern einge⸗ 
führt iſt. Koſtenlos können 
Sie ſich die Bilder acht 
Tage zur Anſicht ſenden 
laſſen. Die Firma gewährt 
Ihnen Zahlungserleichte⸗ 
rung ohne jeden Preisauf⸗ 
ſchlag bis zu 12 Monaten. 
Laſſen Sie ſich einmal 
franko die photographiſchen 
Abbildungen kommen (ſiehe 
heutiges Inſerat). 


Das Machrichtenblatt 
kür deutſche Vorzeit 


im 8. Jahrgang mit Unterſtützung des 
Preußiſchen Miniſteriums für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung erſcheinend, bringt 
regelmäßig die amtlichen Berichte der 
Vertrauensmänner für kulturgeſchichtliche 
Bodenaltertümer in Preußen. Es berichtet 
ſchnell und zuverläſſig über Neues auf 
vorgeſchichtlichem Gebiet und will Berz 
ſtändnis für die Pflege der Bodenaltertümer 


wecken. 


Erſcheinungsweile: Monatlich ein Beft 


Bezugspreis: Für 1932 RM 5.50, für Mitglieder 
der Geſellſchaft für deutſche Vorgeſchichte und 
der Deutſchen Anthropologiſchen Geſellſchaft nur 
RM 4.50 einſchließlich Porto. 


Anzeigenteil: Auf dem Umſchlag iſt eine werbe⸗ 
wirkſame Gelegenheit geboten zur Ankündigung 
von Fachliteratur (Zeitſchriften, Bücher, Kataloge, 
Bildmaterial auch ſolches zu Vorträgen uſw.), 


Sammler: Bedarf (Muſeumsſchränke), 


anthros 


pologiſche Inſtrumente uſw. Probeheft wird auf 
Wunſch koſtenfrei zugeſandt. 


Curt Kabitzſch Verlag, Leipzig C1 


Salomonſtratze 18 b 


Das Buch müssen Sie lesen: 


Dr. W. Ziegler 
Die Deutsche 
Nationalversammlung 1919/20 
und ihr Verfassungswerk 


Dieses Werk ist die erste historische Darstellung der 
Nationalversammlung und ihres Hauptwerkes, der Wei- 
marer Verfassung. Es kann in der gegenwärtigen Krisenzeit 
unserer Politik auf besondere aktuelle Bedeutung Anspruch 
machen. Denn es gibt in streng objektiver wissenschaft- 
licher Darlegung eine eingehende Entstehungsgeschichte 
der Weimarer Verfassung und eine Herausarbeitung ihrer 
leitenden Grundgedanken. 


UMFANG: 372 SEITEN 
Preis in Leinen’gebd. 12,50 RM / broschiert 10,— RM 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung ‘oder unmittelbar 


Zentralverlag G. m. b. H. Berlin W 35, Potsdamer Str. 41 
Korbmöbel ab Fabrik Sommersprossen 


; s beseitigtunter Garantie 
Teilzahlung bis 10 Monate. Franko-Liefe- A >, a 
rung. Anzahlungserleichterung. Schlager: mein einfaches Mittel, 
3 tellige Polstergarnitur RM 27.90. | welches ich jedem 
Reichhaltiger Katalog gratis. kostenlos mitteile. 


Korbmöbelfabrik Böhm |Salvina, Hamburg 24 


Oberlangenstadt 327, Liehtenfels-Land 
Noiverkaui! 
la Anzug-Stoffe 


blau und grau Woll- 
kammgarn à Meter 
RM. 6.80 und 8.80 
Unverbindliche 
Mustersendung 
wird gern zugesandt! 
Geraer Textilfabrikation 
8. m. b. H., Gera, Posti. 13 


Umarbeitungen, neuzeitliche 
Formengestaltung, Dekoration 
werden von erstklassigem alten Fach- 
mann zu billigsten Preisen ausgeführt. 


Paul Ponsong sen., 
Berlin NO 55, Prenzlauer Allee 36. 


Soeben erschien: 
Verfassungsrede 


gehalten von Reichsminister des Innern 
FREIHERRN von GAYL bei der Feier 
der Reichsregierung am 11. August 1932 


Preis 0,50 RM 

Aus der Fülle der Probleme greift Freiherr von Gayl als Hauptpunkte die Reichs- 
und Verfassungsreform heraus, von deren Lösung die deutsche Zukunft wesent- 
lich abhängt. Dies verleiht dieser kurzen Rede eine grundsätzliche Bedeutung. 


Auch die früheren Reden an den Verfassungsfeiern sind er- 
schienen in dem Buche: 


10 Jahre 
Weimarer Verfassung 


Die Verfassungsreden bei den Verfassungs- 
feiern der Reichsregierung 1919 bis 1929 


Was diesen Reden ein ganz besonderes Interesse verleiht, ist dies: wie diese 
nach Herkunft, Weltanschauung und politischer Richtung grundverschiedenen 
Männer (Wirth, Hummel, Anschütz, Jarres, Petersen, Platz, Külz, von Kardorff, 
Radbruch) bei zum Teil kritisch gefärbter Einstellung zur Weimarer Verfassung 
doch in einem Punkte übereinstimmen — in der Bej siung dieses 
Verfassungswerkes, das die Einheit des Reichs auf dem Boden der 
Republik gewährleistete; in der Anerkennung des tiefen ethischen Gehalts der 
Verfassung, die, nach einem Fichteschen Wort, alle Bürger für das staatliche 
Geschehen verantwortlich macht; in der Achtung des Volksstaats und seiner 
Symbole. Das Buch ist daher weit mehr als lediglich ein historisches Dokument. 


Zur Vervollständigung dieses Sammelwerkes 
werden als Nachtrag hierzu mitgeliefert die 
Veriassungsreden gehalt. von Reichsminister 
des Innern Dr. Wirth 1930 und diese des 
Reichsministers der Finanzen und Vize- 
kanzlers Dietrich 1931 


Preis des Gesamtwerkes: 
Geheftet. . 3,15 RM 
in Halblein. geb. 4,— RM 


TTTTTfTdTdTCT—wTT—T—T—T—T—T————— 
Z ENTRALVERLAG G. M. B. H., BERLIN W 35 
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Der Heimatdienft 


O L G E M X LD E Wir letern an Jedermann 


namhafter Maler, konkurrenzlos billig 
von Mk. 25,— an. 8 Tage zur Ansicht 
Über 10000 zufriedene Kunden. Für Mitglieder 
10% od. Zahlungserleichterung ohne Preisaufschlag 
bis 12 Monate, Besichtigen Sie unverbindlich 
unsere Ausstellung oder verlangen Sie photo- 
graphische Abbildungen Nr. 110. 
Versand nach allen Plätzen Deutschlands. 


„Der Kunstkreis“ G. m. b. H. 
Verkaufsstelle d. Deutschen Maler-Gilde e.V. 

Berlin C25, Kurze Straße 17, hinter dem Lehrer- Lehmann d Assy, 
vereinshaus. Geschäftszeitg9—7. Tel. Kupfergr.4048 | Ältestes Tuchversandhaus 


mit eigener Fabrikation 
Spremberg i.L.49 


Bei festi. Gelegenheiten 
will man einen gut. Mosel- 


Ben. 
. 8°, XVI und 348 Seiten und 3 Karten 


rühmt. Standardmarken Geheftet RM 6,20; Ganzleinen RM 7,50 


auf direktem Wege, da- - 
Dokumente zur Geschichte derKriegsgelangenen des Weltkrieges 


Preise / in und außer dem Hause 
her größte Ersparnisse. 
Herausgegeben 


Kostenanschlag unverbindlich œ 
Probe u. Sort.-Verzeichn. 
im Auftrage der Reichsvereinigung ehemaliger Kriegs- 


Ponsong + Berlin so geg.d. Inserat kostenlos. 
gefangener, e. V., von Joachim Givens u.HansJonas 


Ein historischer Beitrag zur russischen Revolution 


Mit größtem Interesse wurde im 
In- und Ausland aufgenommen: 


Von der Wolga zum Amur 


Die tschechische Legion 
und der russische Bürgerkrieg 


Dargestellt auf Grund authentischen Materials 
von Dr. Margarete Klante 


Polsterarbeiten 


Neuanfertigung / Modernisieren, 
Aufarbeiten / der Zeitentsprechende 


Weinkellereien 
Eisenbahnstraße 38 & W. Schmitgen 


. Fernsprecher F 8 2009 | Berncastel60 (Mosel) 


„Eine Fülle einwandfreier Tatsachenberichte weist diesem ausgezelch- 
neten Buch geschichtlichen Rang zu, Nach einer den tschechischen 
Verrat an der Front erklärenden Einleitung folgt es dem abenteuerlichen, 
mit Strömen von Blut gezeichneten Wege der „Leglon“ in lebendiger 


IL 


luſtrierte Zeitſchrift für 
arine und Seeweſen. 
ie ei marine 3 intereſſante 
Monats ne 1 De alle 
Zee der Marine und der deutſchen Seegeltung. Wer fih über die deutſche 

eichsmarine, Eintritt, Ausbildung uſw. informieren will, wer über die Tätig⸗ 
keit unſerer blauen Jungen, ihre Fahrten, N Erleb nife e näheres wi fat 5 
wer Freude und Intereſſe an dem ſchönen ſeemänniſchen Beruf ende 
Mk. 1.50 in Briefmarken = den . Verlag oder auf oided onto 
Marine- Verlag Ernſt Rubien Berlin Nr. 107900. Dafür erhält man ein 
Vierteljahr ag die Zeitſchrift „Die Reichsmarine“ mit dem Sonderdruck 
Ich möchte gern zur See fahren“, der alle näheren Angaben über die Einſtellung 

bei der Reichsmarine und Handelsmarine enthält. 


und packender Darstelſung. Ein grauenhaftes, chaotisches Geschehen 
wird bildhaft deutlich, die „Roten“ und „Weisen“ ringen in furcht- 
barem, mit mittelalterlicher Grausamkeit geführten Gefechten um die 
Macht in Sibirien, die Hölle scheint losgelassen. Durch das Entsetzen 
dieses Bürgerkrieges arbeitet sich die tschechische Legion vorwärts, 
verhältnismäßig diszipliniert, aber auch beispiellos brutal. Nicht nur 
die Russen, kaum noch Herren des Landes, sondern auch die deutschen, 
österreichischen, ungarischen und türkischen Kriegsgefangenen waren 
dem blutigsten tschechischen Terror wehrlos ausgeliefert, der in der 
gigantischen Tragödie des russischen Zusammenbruchs eine diabolische 
Rolle spielte. Hier Motive und Zusammenhänge fesselnd klargelegt zu 
haben, ist ein Verdienst der ausgezeichneten Arbeit.“ 


„Braunschweigische Landeszeltung“ 


Berlag „Die Reichs marine“, Berlin-Lihterfelde 


MURAU 1 | Ost-Europa-Verlag, Königsberg Pr. und BerlinW. 35 


- Projektionsapparaten 


für Schulverwaltungen, Vereine u. Bildungs - Organisationen 


Um unser Lager zu räumen, bieten wir an: 


LICHTBILD-APPARATE: 


tt nu 
Böcklin Modell A für Dias 81, x8% u. san on; mit En und pet, 3 500 e 110 = i 
220 Volt, mit Blechtransportkoffer . . . .182.— 100.— 
Edison für Dias 8½% * 8½% und 8½ * 10 cm, mit rn 500 Watt, 110 Volt, Widerstand zum ‚Anschluß an 
220 Volt, 3m nn IE as: . M. 220.— 120.— 


ohne Widerstand ; 100.— 


Rekord Il für Dias bis 814x10, er herz alien — Satin mit e ER EEE Objektiv, 
Röhrenlampe 100 Watt, 110 oder 220 Volt, Lampenfuß mit Hohlspiegel, 3m Zuleitung und Transportkoffer M. 97.— 45.— 


Argo II für Dias bis 8%x10, mit vorzüglich achromatisch korrigiertem Doppel- REN: mit RER? 
100 Watt, 110 Volt, waagerechte Brennlage, 3m Zuleitung und Transportkoffer z 


KINO-APPARATE: 


Magister Il, Schul- u. Heimkino für 500 Watt, 110 Volt-Lampe, mit Widerstand zum Anschluß an 220 Volt, Uni- 
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Die Rundfunfrede 
des Reichskanzlers von Papen 


vom 12. September 1932 


An das deutiche Volk 


Meine deutſchen Landsleute! 


Ich ſpreche heute durch den Rundfunk zum deutſchen Volk, weil 


der ſoeben aufgelöſte Reichstag es nicht einmal für notwendig be⸗ 
funden hat, eine Erklärung der Reichsregierung über das von ihr 
verfolgte Programm entgegenzunehmen. Auf der Tagesordnung des 
heutigen Reichstages ſtand die Entgegennahme einer ſolchen Er⸗ 
klärung. Bevor in die Tagesordnung eingetreten wurde, ſtellte der 
kommuniſtiſche Abgeordnete Torgler den Antrag, über die von der 
Kommuniſtiſchen Partei eingebrachten Mißtrauensanträge gegen die 
Reichsregierung auf Aufhebung der Notverordnung vom 4. Sep- 
tember abzuſtimmen. Ein Widerſpruch gegen dieſen Antrag des 
kommuniſtiſchen Abgeordneten erfolgte nicht. Aber auf Antrag der 


Nationalſozialiſten wurde der Reichstag auf eine halbe Stunde ver⸗ 


tagt. Nach Ablauf dieſer Pauſe erklärte der Reichstagspräſident, 
daß er nunmehr über den Antrag Torglers, d. h. alſo über die gegen 
die Regierung eingebrachten Mißtrauensanträge ſowie über die Ab- 
lehnung der Notverordnungen, abſtimmen laffen werde. Ich, der 
Keichskanzler, erhob mich und verlangte das Wort zu einer Erklärung 
der Reichsregierung. Nach Artikel 55 der Verfaſſung war der Präſi⸗ 
dent verpflichtet, mir als Vertreter der Regierung das Wort zu 
erteilen. Entgegen dieſer Verpflichtung hat er mir das Wort nicht 
erteilt. Ich erbat es ein zweites Mal, was wiederum abgelehnt 
wurde. Hierauf überreichte ich dem Keichstagspräſidenten das Auf- 
löſungsdekret des Herrn Reichspräfidenten, da ich nicht die Möglich 
keit hatte, es dem Reichstag ſelbſt zu verleſen. Mit dem Augenblick 
der Übergabe dieſes Dekrets war nach den Beſtimmungen der Der- 
faſſung der Reichstag aufgelöſt. Die Abſtimmungen, die der Reihs- 
tagspräſident danach hat ſtattfinden laſſen, ſind verfaſſungswidrig 
und damit rechtsungültig. 

Aus dieſem Vorgang wird das deutſche Volk erſehen, daß es 
der Reichsregierung durch verfaſſungswidriges Verhalten des Reichs⸗ 
tagspräſidenten unmöglich gemacht worden iſt, vor dem Volk einen 
Kechenſchaftsbericht über die vergangenen drei Monate zu geben 
und ihr Programm für die Zukunft mitzuteilen. Es iſt ihr un⸗ 
möglich gemacht worden, von dieſer Tribüne aus über Lebensfragen 
der Nation, wie unfer Kampf um die Gleichberechtigung eine dars 
ſtellt, das zu ſagen, was wir in dieſer Stunde den anderen Mächten 
zu ſagen hatten. Die kommuniſtiſche, aus Moskau zugereiſte Ab⸗ 
geordnete Frau Klara Fettin ift von dem Reichstag mit Andacht 
in ihren Deklamationen angehört worden. Die Erklärung einer 
nationalen Regierung aber weigert ſich die deutſche Volksvertretung 
auch nur anzuhören. Ich ſtelle dieſes Verhalten des Reichstags vor 
dem deutſchen Dolfe feft. In dieſer Stunde liegt mir daran, dem 
deutſchen Volke nunmehr auf dieſem Wege erneut Rechenſchaft ab⸗ 
zulegen über die bisherigen Handlungen der Regierung und über 
— BIER Siel, das fie im Intereſſe der Geſundung der Nation 
verfolgt. 


Als die Reichsregierung vor drei Monaten ihr Amt antrat, 
hat fie dem deutſchen Volk in ihrer erſten Erklärung zu zeigen vers 
ſucht, in welcher ungeheuer ſchweren Lage fie die Regierungsgeſchäfte 
übernommen hat. Sie hat es damals abgelehnt, Verſprechungen zu 
machen. Sie werde handeln, man folle fie nach ihrem Handeln be- 
urteilen. Wie Sie ſich auch zu dieſer Regierung ſtellen, Sie werden 
ihr zugeſtehen müſſen, daß ſie gehandelt hat. Wir haben uns nicht 
geſcheut, die großen Probleme in Angriff zu nehmen, die ſeit dem 
Kriege die eigentliche Aufgabe unſerer Staatsführung hätten bilden 
müſſen. Noch ſtehen wir am Anfang. Es iſt unmöglich, in drei 
Monaten abgeſchloſſene Leiſtungen vorzuweiſen, die ſich im Leben 
der Nation auswirken können. Aber ich möchte ſchon an dieſer 
Stelle betonen, daß die Reichsregierung, die ein unteilbares Ganzes 
bildet, feſt entſchloſſen iſt, den Weg weiterzugehen, den ſie mit ihren 
bisherigen Handlungen beſchritten hat: den Weg einer neuen unab- 
hängigen Staatsführung, zu der der Herr Reichspräſident fie be⸗ 
rufen hat und zu deren Durchführung wir uns ohne Zögern, aber 
auch ohne Überftürzung, ans Werk gemacht haben. Die Tätigkeit 
der Regierung, über die ich jetzt dem deutſchen Volke Rechenſchaft 


worden. 
rung, der Voung⸗Plan, ift tot und wird niemals wieder lebendig 


Rechnung getragen und tragen müſſen. 


zu legen habe, beſteht in dem Abſchluß einer alten und der Eröff- 
nung einer neuen Epoche. Ich beginne mit denjenigen Aufgaben, 
deren Erledigung wir von unſeren Vorgängern übernommen haben. 
Ihre erſte und dringendſte war die Erledigung der Reparations« 
frage. 

Nachdem länger als ein Jahrzehnt der ungeheure Druck der 


Reparationen auf unſerem Lande gelaſtet hat, iſt in Lauſanne unter 


dieſes unſelige Kapitel unſerer Geſchichte endlich ein Strich gezogen 
Das Syitem der Reparationen und feine letzte Derförpe- 


werden. Die Erkenntnis, daß die wirtſchaftswidrigen Reparations⸗ 


zahlungen die Haupturfahe der gegenwärtigen Weltkriſe geweſen 


ſind, hat fih endlich auch bei unſeren Hauptverhandlungpartnern 
durchgeſetzt. Die Politik hat den unabänderlichen Wirtſchaftsgeſetzen 
Schon in Lauſanne habe 
ich den Anſpruch Deutſchlands vor der ganzen Welt angemeldet, 
als Volk mit gleichen Rechten und gleichen Pflichten in der Welt 
behandelt zu werden. Die Beſeitigung dieſer Diskriminationen 
ſteht ſeither auf der Tagesordnung der internationalen Politik und 
darf nicht wieder davon verſchwinden. Die Herſtellung der vollen 
Souveränität des Reichs, ſeiner Freiheit und Gleichberechtigung iſt 
das grundſätzliche Fiel unſerer Außenpolitik. Das iſt eine Sache 
der Ehre und Selbſtachtung Deutſchlands und zugleich die einzig 
mögliche Grundlage feiner Zufammenarbeit mit dem Ausland. Aus 
dieſem Grunde haben wir jetzt die zweite Frage unſerer Gleidh- 
berechtigung in Angriff genommen, die Frage der Abrüſtung. 


Einzelne Parteien haben es gewagt, der Reichsregierung die 
Berechtigung abzuſprechen, dieſe großen Lebensfragen der deutſchen 
Nation vorwärtszutreiben, weil ſie angeblich auf einer zu ſchmalen 
Baſis ſtände. Dieſen Leuten erwidere ich: Jede deutſche Regierung, 
die dieſe Frage aufnimmt, ſteht auf einer ſehr viel breiteren Baſis 
als irgendeine Partei ſie bieten kann. Sie ſteht auf der breiteſten 
Grundlage, die überhaupt denkbar ift, nämlich auf der Zuftimmung 
und der Unterſtützung des geſamten deutſchen Volkes. Gibt es 
denn heute noch irgendeinen, der ſich Deutſcher nennen darf, der 
ſich ausſchließen wollte, wenn es um die Lebensrechte ſeines Volkes 
geht? Nicht nur das Recht, ſondern die dringendſte Pflicht jeder 
deutſchen Regierung iſt es, dieſe Frage, die uns auf der Seele brennt, 
zur Löſung zu bringen. Jede deutſche Regierung weiß, daß ſie 
dabei im Auftrage der ganzen Nation handelt. 

Vor wenigen Tagen haben wir die ſchriftliche Darlegung über 
die Abrüſtungsfrage veröffentlicht, die dem franzöſiſchen Herrn Bot⸗ 
ſchafter übergeben worden iſt. Dadurch iſt unſer Standpunkt der 
ganzen Welt in allen Einzelheiten klargelegt worden. Gegenüber 
allen Mißdeutungen und Entſtellungen, die nun in gewohnter Weiſe 
in gewiſſen Teilen des Auslandes verſucht werden, ſtelle ich mit 
allem Nachdruck folgendes feſt: 


Wir wollen die Abrüſtung. Niemand würde es freudiger be- 
grüßen als Deutſchland, wenn alle Staaten ihre moraliſche und 
juriſtiſche Verpflichtung zur Abrüſtung einlöſten und ihre Küſtungen 
nach den Vorſchriften und Maßſtäben des Vertrages herabſetzten. 
Wir würden auch die weiteſtgehenden Abrüſtungsvorſchläge für 
Deutſchland annehmen, vorausgeſetzt, daß ſie gleichmäßig für alle 
Staaten gelten. Aber es iſt für uns unerträglich, weiterhin als ein 
Volk zweiter Klaſſe behandelt zu werden und weiterhin ſchutzlos 
unter den Waffen ſtarrenden Staaten des europäiſchen Feſtlandes 
dazuſtehen. Jedes Lebeweſen macht den Anſpruch auf Sicherheit, 
die ihm ſein Daſein gewährleiſtet. Dieſen Anſpruch erheben auch 
wir als unfer natürlichſtes, zudem durch den Bölkerbundspakt be- 
ſtätigtes Recht! Unſer Volk kann den Zuftand der völligen Schu 
loſigkeit gegenüber der rieſigen Militärmacht ſeiner Nachbarn nicht 
länger ertragen. Dieſes Gefühl der Wehr- und Rechtloſigkeit hat 
unſer Verhältnis zum Ausland vergiftet und unſerer Bevölkerung 
das Vertrauen zu ihrem Staat genommen. Wir wollen den Frieden. 


Wir wollen keine kriegeriſchen Abenteuer. Aber wir lehnen ein 
Wettrüften ab. Niemand hat mit größeren Hoffnungen auf die 
Arbeiten der Abrüſtungskonferenz geſehen als Deutſchland. Das 
Ergebnis ihrer erſten fünf Monante hat uns grauſam enttäuſcht! 
Trotz Völkerbund, Locarno und Kelloggpaft verſucht man, fih den 
Verpflichtungen zur Abrüſtung zu entziehen. Was iſt aus dem 
ausgezeichneten Vorſchlag des Präfidenten der Vereinigten Staaten 
geworden? Man hat ihn mit ſchönen Worten begrüßt und iſt in 
den Taten an ihm vorbeigegangen. Was in Genf beſchloſſen iſt, das 
iſt keine Abrüſtung. Dagegen iſt klar geworden, daß die anderen 
Staaten die für uns geltende Abrüſtungsregelung nicht auf ſich 
anwenden wollen. N 

Von dieſem Moment an mußten wir die Frage unſerer Gleich⸗ 
berechtigung, die ſchon in Lauſanne aufgeworfen war, zur Ent- 
ſcheidung bringen. Wir können an den weiteren Arbeiten der Kon⸗ 
ferenz nicht teilnehmen, bevor dieſe Frage nicht in unſerem Sinne 
geklärt ift. Wir wiſſen, daß wir in dieſem Kampfe nicht allein 
ſtehen. Mit Genugtuung können wir feſtſtellen, mit welchem Der- 
ſtändnis der Regierungschef eines uns befreundeten großen Volkes 
in aller Öffentlichkeit unſeren Standpunkt behandelt hat. Ich könnte 
keine beſſeren Worte zur Begründung des deutſchen Anſpruchs auf 
gleiches Recht und gleiche Sicherheit finden als die, welche Herr 
Muſſolini in ſeinem geſtern veröffentlichten Artikel ausgeſprochen 
hat. Der Regierung iſt ein Vorwurf daraus gemacht worden, daß 
ſie die diplomatiſchen Verhandlungen über die Gleichberechtigung 
zuerſt mit Frankreich aufgenommen hat. Wir ſind uns deſſen voll 
bewußt, daß dieſe Frage nur im Einvernehmen mit den übrigen 
Staaten gelöſt werden kann. Nach der ganzen bisherigen Entwick- 
lung war aber der gegebene Weg der, die Beſprechungen über die 
Gleichberechtigung mit derjenigen Macht in Gang zu ſetzen, die von 
unſerem Standpunkt am weiteſten entfernt war. Die deutſchen Mit- 
teilungen an Frankreich ſind den übrigen Mächten gleichzeitig zur 
Kenntnis gebracht worden. Wie Sie wiſſen, iſt die franzöſiſche 
Antwort auf unſere Mitteilungen geſtern in Form einer Note 
dem Außenminiſter von Neurath überreicht worden. Morgen früh 
wird die Gffentlichkeit ihren Wortlaut kennenlernen. Die Note 
wird augenblicklich noch eingehend geprüft. Das Kabinett hat ſich 
naturgemäß mit ihr noch nicht befaſſen können. Dennoch glaube 
ich ſchon jetzt ſagen zu müſſen, daß der Inhalt der Note nicht ge- 
eignet ift, die Köfung dieſes ernſten Problems zu fördern. Über die 
Schritte, die wir nun zur weiteren Behandlung dieſer lebens- 
wichtigen Frage zu tun gedenken, wird das Kabinett in den nächſten 
Tagen Beſchluß faſſen. Unſere Entſchließung wird von der Über- 
zeugung getragen ſein, daß es hier um die Ehre und das Lebensrecht 
unſerer Nation geht. 

Die ungeheuren wirtſchaftlich-ſozialen Spannungen, unter denen 
die Welt leidet, machen es den Staatsmännern der großen Länder 
zur Pflicht, alle und jede Maßnahme zu ergreifen, um die euro- 
päiſche Lage zu ſtabiliſieren. : 

Deutſchland hat dieſer Idee fortdauernd Opfer gebracht. In 
dieſen Tagen unternimmt es einen gigantiſchen Verſuch, durch 
Mobiliſierung feiner letzten inneren Reſerven Arbeit und ſoziale 
Befriedung zu ſchaffen. Dieſe ungeheure Anſtrengung ſollte von 
unſeren Nachbarn auch in europäiſchem Sinne gewertet werden. 
Sie gibt uns ein Anrecht darauf, daß die führenden Staatsmänner 
der Großmächte nun auch ihrerſeits den Entſchluß faſſen, der Der- 
giftung der außenpolitiſchen Beziehungen durch unhaltbare Verträge 
ein Ende zu ſetzen. : 

Nur die endgültige Beſeitigung der Reparationen durch das 
Lauſanner Abkommen macht es uns möglich, den Wiederaufbau 
der deutſchen Wirtſchaft in Angriff zu nehmen. Erſt jetzt wiſſen 
wir, daß wir wieder für uns ſelbſt arbeiten, daß nicht jeder Zu⸗ 
wachs an Volkseinkommen und Volksvermögen dem Ausland zu- 
fallen wird. Als die Reichsregierung ihr Amt antrat, war fie zu⸗ 
nächſt gezwungen, Sicherungsmaßnahmen für die öffentlichen Haus- 
halte im Sinne der bisher geführten Deflationspolitik zu treffen. 
Das war damals unvermeidlich. Wir waren uns aber darüber klar, 
daß nur eine Belebung der Wirtſchaft die Stats der öffentlichen 
Hand ausgleichen und die rieſenhaften Ausgaben für Arbeitsloſe 
vermindern konnte. So hat ſich denn nach einer Seit ſorgfältigſter 
Vorbereitung die Reichsregierung dazu entſchloſſen, den wirtſchaft⸗ 
lichen Kurs entſcheidend zu verändern und den Kampf gegen die 
Wirtſchaftsſchrumpfung mit allen Mitteln aufzunehmen. Das 
große Ziel, das die Reichsregierung fih beim Herumwerfen des 
Steuers der Wirtſchaft geſteckt hat, und das fie ihrer feſten Über- 
zeugung nach erreichen wird, iſt die entſcheidende Verminderung 
der Arbeitsloſigkeit. Noch liegt die furchtbarſte Kriſe, die die Wirt⸗ 
ſchaftsgeſchichte der Menſchheit kennt, über der Welt und über 
Deutſchland. Aber ſchon machen ſich allenthalben erfreuliche Zeichen 
einer langſamen Beſſerung, zum mindeſten eines bevorſtehenden 
Stillſtandes der Kriſe bemerkbar. Das größte Stück Weges durch 
das Kriſental ift zweifellos zurückgelegt, und wir find zu der Hoff- 
nung berechtigt, daß es in abſehbarer Zeit den inneren Heilkräften 
der Wirtſchaft gelingen wird, die Krankheitsſtoffe endgültig aus⸗ 
zuſcheiden. 
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Dieſen Augenblick hat die Reichsregierung für den rechten ge⸗ 
halten, um mit dem Ihnen ja bekannten Wirtſchaftsprogramm den 
Angriff zu beginnen. Sie hat dabei den bisher immer gegangenen 
Weg der Dergebung öffentlicher Arbeiten nicht außer acht gelaſſen. 
Insgeſamt % Milliarden RM. werden in den nächſten Monaten 
für öffentliche Aufträge zur Verfügung geſtellt werden. Beträcht⸗ 
liche Erfolge ſind auf dieſem Gebiet ſchon jetzt erzielt. 

Su den 155 Millionen Reichsmark für öffentliche Arbeiten des 
alten Beſchaffungsprogramms treten neue Reichsmittel für die vor- 
ſtädtiſche Kleinſiedlung und den Bau von Eigenheimen. Die Hem- 
mungen, die bisher den freiwilligen Arbeitsdienſt an ſeiner Ent⸗ 
wicklung gehindert haben, find von uns beſeitigt worden. Die Zahl 
von 50 000 Arbeitsdienſtwilligen, die wir bei unſerem Amtsantritt 
vorfanden, iſt inzwiſchen auf rund 200 000 geſtiegen. 

Die bäuerliche Siedlung wird von der Reichsregierung als eine 
der bedeutſamſten nationalpolitiſchen Fragen angeſehen. Aber auch 
hier waren zunächſt ſchwierige Aufräumungsarbeiten zu leiſten. 
Insbeſondere war das Nebeneinander von Reichsverwaltung und 
preußiſcher Verwaltung, das häufig zu einem Gegeneinander wurde, 
ein oft kaum überwindbares Hindernis für die Durchführung des 
Siedlungswerkes. Durch die Maßnahmen der Reichsregierung iſt 
hier eine reibungsloſe Sufammenarbeit zwiſchen Reich und Preußen 
von jetzt ab gewährleiſtet. Ein großzügiger Siedlungsplan kann 
alſo nunmehr durchgeführt werden, zumal außer den im Stat vor⸗ 
geſehenen 50 Millionen Reichsmark weitere 50 Millionen für die 
Beſiedlung entſchuldungsunfähiger Güter angeſetzt ſind. 

Es war der Reichsregierung klar, daß mit der bisher üblichen 
Methode öffentlicher Arbeiten allein den Kampf gegen die Arbeits⸗ 
loſigkeit nicht mit Ausſicht auf Erfolg durchgeführt werden kann. 
Ein großzügiger, die Geſamtwirtſchaft umfaſſender neuer Plan iſt 
notwendig und iſt in dem Ihnen bekannten Wirtſchaftsprogramm 
der Reichsregierung dem Reichstag vorgelegt. Die Einzelheiten 
dieſes Planes darf ich als bekannt vorausſetzen. 

Es iſt bei Durchführung des großen Wirtſchaftsprogramms eine 
beſonders ſchwere Aufgabe der Reichsregierung, den richtigen 
Ausgleich zwiſchen den Intereſſen der Geſamtwirtſchaft und dem 
beſonderen Siele zu ſchaffen, auch für die Landwirtſchaft wieder 
erträgliche Verhältniſſe herbeizuführen. Dem noch immer fih fort⸗ 
ſetzenden Zuſammenbruch weiterer bäuerlicher Betriebe muß Einhalt 
geboten werden. Es ift wichtigſte Vorausſetzung jeder nationalen 
Politik, die Selbſtändigkeit der deutſchen Nahrungsmittelverſorgung 
ſicherzuſtellen. Wir müſſen alfo die Derluftquellen bei der Land- 
wirtſchaft beſeitigen. Das bedeutet: Hebung der Kaufkraft der 
Konſumenten für landwirtſchaftliche Produkte, Fernhaltung der 
vom Weltmarkt ausgehenden Störungsmomente, Kontingentierung 
beſtimmter Einfuhrartikel und Minderung der Laſten durch Sins 
und Steuerſenkung. 

Alle Maßnahmen der Reichsregierung zur Wiederbelebung der 
Wirtſchaft dienen, wie ich jhon ſagte, nur dem einen großen giel: 
dem Sieg über die Arbeitsloſigkeit! Das iſt die beſte Sozialpolitik, 
die nur gemacht werden kann. Selbſtverſtändlich bekennt ſich die 
Reichsregierung zu der chriſtlich⸗ſittlichen Pflicht des Staates gegen⸗ 
über den ſchutzbedürftigen, insbeſondere den kranken, verletzten und 
invaliden Arbeitnehmern. Bier findet die Freiheit der Wirtſchaft 
ihre Grenze im Gebot fozialer Gerechtigkeit. der Herr Keichs⸗ 
präſident hat am 50. Auguft in Neudeck die Richtung der Sozial- 
politik gegeben: „Die Lebenshaltung der deutſchen Arbeiterſchaft ſoll 
geſichert und der ſoziale Gedanke gewahrt bleiben.“ Nach dieſer 
Kichtſchnur will die Reichsregierung handeln. Man hat ihr ſoziales 
Programm mit ſchärfſten Worten als „reaktionär“ und „unſozial“ 
abgelehnt. Meine Damen und Herren, wir laſſen uns von niemand 
im deutſchen Volke an ſozialer Geſinnung übertreffen. Unſozial 


iſt, wer unerfüllbare Wünſche vergeblich zu erfüllen trachtet und 


dadurch Arbeitsmöglichkeiten zerſtört. Sozial handelt, wer durch 
den Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit dafür ſorgt, daß das ſoziale 
Gut dem Volke dauernd erhalten bleiben kann. Der Grundgedanke 
unſerer ſozialpolitiſchen Maßnahmen iſt der, die Arbeitsmöglich⸗ 
keiten zu erweitern und die vorhandene Arbeitsmenge auf möglichſt 
viele Arbeiter zu verteilen. Wenn ich mich nicht täuſche, iſt dies 
das A und O auch eines jeden Arbeitsbeſchaffungsprogrammes 
geweſen, das von der linken Seite des hohen Hauſes, in dem ich 
heute ſprechen ſollte, befürwortet worden iſt. Es iſt darauf hin⸗ 
gewieſen worden, daß in Beſprechungen zweier großer Parteien 
„Möglichkeiten für wirkliche Arbeitsbeſchaffung“ gefunden ſeien. 
Damit ift wohl der Arbeitsbeſchaffungsplan gemeint, den der Prä- 


ſident des Landgemeindetages mit einer Anzahl von Verbänden aller 


Parteirichtungen ausgearbeitet hat. Die Reichsregierung begrüßt 
dieſen Plan auf das dankbarſte. Sie ſteht mit dem Ausſchuß in 
ranga Verbindung, um auch auf dieſem Wege, d. h. von der Seite 
der Selbſtverwaltung her, neue Arbeitsgelegenheiten zu ſchaffen. 
Sie muß nur darauf achten, daß bei der Durchführung dieſes Pro- 
gramms nicht Wege beſchritten werden, die zu einer Gefährdung 
unſerer Währung führen könnten. Ich bin überzeugt, daß unter 
dieſer Vorausſetzung die ſoeben erwähnten wertvollen Gedanken 
verwirklicht werden können. 


Nur wenn es möglich fein wird, die Fahl der Arbeitsloſen 
im kommenden Winter entſcheidend zu verringern, werden wir die 
Unterſtützungen für die Arbeitsloſen, die auch wir gegenwärtig für 
zu niedrig erachten, erhöhen können. Das gleiche gilt für die 
Erhöhung der Renten. Ohne dieſe Belebung würde aller guter 
Wille vergebens ſein. 


Die Reichsregierung hat die Leiſtungsfähigkeit der Sozialver⸗ 
ſicherung bei Übernahme ihrer Amtsgeſchäfte zum Teil in ſchwer⸗ 
gefährdetem Fuſtande vorgefunden. Wir find zu Reformen ges 
zwungen, denn die Sozialverſicherung muß, wenn ſie lebensfähig 
erhalten werden ſoll, nicht nur nach ſozialen, ſondern auch nach 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten geleitet werden. Leiſtungen, die 
ſelbſt über die Kräfte einer gefunden Wirtſchaft hinausgegangen 
wären, müſſen wir preisgeben. Nur dadurch können wir die Zahlung 
der Renten ſichern. 


Bei den kommenden Reformen der Geſamtverwaltung der 
öffentlichen Hand werden die ſozialen Einrichtungen nicht ausge⸗ 
nommen ſein. Wir müſſen ſie ſo vereinfachen und verbilligen, wie 
es der wirtſchaftlichen Not unſerer Zeit und dem Gebote der Spar- 
ſamkeit entſpricht. Niemand in der Reichsregierung denkt daran, 
die wohlerworbenen Rechte des Öffentlich«rechtlichen Derficherungs- 
ſchutzes zu befeitigen, den Arbeiterſchutz aufzuheben oder die begriff- 
lichen Merkmale des Tarifvertrages zu zerſtören. Das Mißtrauen, 
das in dieſer Hinficht der Ermächtigungs verordnung entgegengebracht 
wird, iſt grundlos. „Wir werden vor dem Erlaß der Dollzugsver- 
denn A alle Beteiligten hören. Wir wiſſen, daß es nicht populär 
ift, dieſen Teil des Wirtſchaftsprogramms durchzuführen, aber wir 


wiſſen auch, daß wir nur dadurch Deutſchlands ſoziale Einrichtungen 
retten können. 


Ich möchte hier eine ſehr ernſte Mahnung ausſprechen. Alle 
Maßnahmen, die in den Verordnungen vom = en endes 
niedergelegt ſind, gelten für eine Übergangszeit von zwölf Monaten. 
In dieſer Heit entſcheidet fih die Zukunft unſerer Wirtſchaft und 
damit unſeres Staates. Die Reichsregierung hat ihre Maßnahmen 
nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen getroffen mit dem einheitlichen 
giel, die fürchterliche Not der Arbeitsloſigkeit zu überwinden, die 
bisher unaufhaltfame Schrumpfung der Wirtſchaft aufzuhalten und 
dem deutſchen Volke zu ermöglichen, überhaupt wirtſchaftlich weiter 
zu exiſtieren. Wenn wir jetzt mit entſchloſſener Hand das Steuer 
der Wirtſchaftspolitik herumgeriſſen haben, jo find wir dabei keiner 
einſeitigen Theorie gefolgt. Uns lenkt allein der tiefinnerliche 
Wille, unſerem Volke den Wiederaufſtieg aus Jahren entſetzlichſter 
ſeeliſcher und materieller Not zu bahnen. Nach genaueſter Beob- 
achtung der Entwicklung der Weltwirtſchaft find wir zu der Ent⸗ 

ſcheidung gekommen, daß jetzt der richtige Feitpunkt da iſt, um die 
Privatinitiative wieder zu wecken und ihr die Gelegenheit zu geben, 
nach der ſie jo oft gerufen hat, ihre gewaltigen realen und morali- 
[hen Kräfte zu entfalten. Die Reichsregierung erwartet von den 
Unternehmern, daß ſie die ihnen anvertrauten Mittel gewiſſenhaft 
zum Wohle des ganzen Volkes verwalten. Sie wird mit eiſerner 
Strenge gegen Elemente vorgehen, die fich als Paraſiten der Wirt- 
ſchaft auf Koſten der Arbeitnehmer bereichern wollen. Laſſen Sie 
mich das eine mit vollem Nachdruck unterſtreichen: mißlingt der 
Plan der Reichsregierung, über die Privatwirtſchaft den Organis- 
mus der deutſchen Wirtſchaft wieder zu beleben und ihm ſeine volle 
Leiſtungsfähigkeit zurückzugeben, dann iſt das freie Unternehmertum 
verloren. Dann werden jene Kräfte die Oberhand gewinnen, welche 


den Geſamtbereich der Wirtſchaft der ſtaatlichen Regelung unter⸗ 


werfen wollen. Wehe dem Unternehmertum, wenn es nur an eigenen 
Nutzen denkt und nicht an das große Ganze, wenn es jetzt nicht 
ſeine Stunde erkennt und die große Chance ergreift, die ihm die 
e gie: bietet, wenn es nicht wagt, ſondern zurückhaltend 
abwartet. 


Die Reichsregierung wird die Privatwirtſchaft in der freien 
Entfaltung ihrer Kräfte nicht hindern. Ich habe mich ſchon in 
Münſter in dieſer Hinfiht unmißverſtändlich ausgeſprochen. Sie 
tritt für die reinliche Scheidung von Staats- und Privatwirtſchaft 
ein. Die Betriebe, die ſich ohne ſtaatliche Hilfe nicht behaupten 
können, müſſen es ſich gefallen laſſen, daß bei ihnen der ſtaatliche 
Einfluß in der Weiſe ausgeübt wird, daß ihr Ertrag lediglich dem 
gemeinen Nutzen, keineswegs aber privatem Vorteil, dient. Die 
Welt blickt heute voll Hoffnung und Spannung auf den Verſuch 
der deutſchen Wirtſchaft, I neues Leben zu erkämpfen. Eine 
wachſende Welle der Fuverſicht geht über die Menſchheit. Langſam 


beginnen die drückenden Schatten einer hoffnungslos erſcheinenden 
Zukunft zu weichen, und der Glaube an das Leben erwacht wieder. 


Aber dieſe neue Zukunft läßt ſich nur durch Kampf gewinnen; 
fie fordert Taten, Mut und Vertrauen. Darum ruft die Reihs- 
regierung das deutſche Volk zu dieſer letzten Anſtrengung auf in 
dem ſicheren Bewußtſein, daß damit die furchtbaren Krifenjahre 
auf immer hinter uns verſinken. Wirkt fih der Plan der Reihs- 
regierung ſo aus, wie er gedacht iſt, dann werden Millionen aus 
dumpfer, verzweifelnder Arbeitsloſigkeit wieder erwachen; in den 
Adern der Wirtſchaft wird neues Leben pulſieren, und der lähmende, 


zerſetzende Druck der vergangenen Jahre wird weichen. Arbeit und 


Brot — der Plan der Reichsregierung gibt beides. 


Neben dem Neuaufbau der Wirtſchaft wird die Hauptaufgabe 
der Reichsregierung der Umbau unſeres ſtaatlichen Lebens ſein. 
Es gilt heute, klar zu erkennen, daß wir am geiſtigen Wendepunkt 
einer Epoche, am geiſtigen Wendepunkt des liberalen Jahrhunderts 
ftehen, und es gilt, ebenſo klar zu begreifen, daß es höchſte ſtaats⸗ 
politiſche Pflicht iſt, die Nation aufzurufen, die daraus folgenden 
Konfequenzen für die Neugeftaltung unſeres ſtaatlichen Lebens zu 
ziehen. Als letzter der europäiſchen Staaten hat Deutſchland nach 
dem Fuſammenbruch des Jahre 1918 fein ſtaatliches Leben auf 
den Doktrinen einer rein formalen Demokratie aufgebaut, vierzehn 
Jahre ſind ſeitdem ins Land gegangen und haben uns gezeigt, daß 
der Notbau von Weimar Konftruftionsfehler aufweiſt, die das ſtaat⸗ 
liche Gefüge des Reiches und der Länder in entſcheidenden Punkten 
lebensgefährdend bedrohen. 


Die Reichsregierung hat ſeit dem erſten Tage betont, daß ſie 
ihre hiſtoriſche Miffion in der Beſeitigung dieſer Konſtruktions⸗ 
fehler erblickt. Sie wäre völlig fehl am Platze, wenn ſie etwa zu⸗ 
geben wollte, daß nach dem demokratiſchen Pendelgeſetz wechſelnder 
parlamentarifcher Mehrheiten ihre Nachfolgerin wieder eine irgend« 
wie zuſammengeſetzte Parteienkoalition ſein könnte. Damit wäre 
für eine grundlegende Umſtellung nichts gewonnen. Ebenſo verfehlt 
würde es ſein, an die Stelle wechſelnder Parteikoalitionen die 
Diktatur einer Partei zu ſetzen — eine Staatsreform, die möglicher⸗ 
weiſe den Bedürfniſſen anderer Länder, niemals aber denen des 
deutſchen Volkes entſpricht. Haben deshalb Millionen jahrelang 
den Kampf gegen das „Syſtem“ geführt, nämlich das Syſtem der 
Parteiherrfchaft, das die Beamtenſchaft politifierte, die Stellen des 
Staates und der öffentlichen Verwaltung zu Pfründen herab- 
würdigte, das die Hoheit des Staatsgedankens untergehen ließ in 
dem Moraſt ſelbſtſüchtiger Intereſſend Haben Millionen dieſen 
Kampf geführt, damit er ausmündet in eine neue Parteiherrſchaft, 
nur mit umgekehrten Vorzeichen, in ein neues Syftem von Partei» 
buchbeamten, in neue Koalitionen, neue Kompromiſſe, neue Kalb» 
heiten d = 

Die Reichsregierung ift der Anficht, daß das Syitem der for» 
malen Demokratie im Urteil der Geſchichte und in den Augen der 
deutſchen Nation abgewirtſchaftet hat und daß es nicht mehr zu 
neuem Leben erweckt werden kann. 

Aus der heutigen Zerfegung unſeres Staatslebens heraus und 
in geſunde zukunftsvolle Verhältniſſe kann uns allein die Her- 
ſtellung einer wahrhaft unparteiiſchen nationalen Staatsführung 
bringen, einer Staatsführung, die ſich über allem Parteienweſen als 
unantaſtbarer Hort der Gerechtigkeit erhebt, die geſtützt iſt auf die 
Macht und die Autorität des vom Volke gewählten Reichspräſi⸗ 
denten. Kein Volk der Welt ringt fo heiß und ehrlich um das 
weſen der Politik wie das deutſche. Weshalb aber ift es dann fo 
ſchwer, die Synthefe der Kräfte zu finden, die das gleiche ftaats- 
politiſche Fiel verfolgen, die mit uns den Staat auf eine neue, ge⸗ 
ſunde Baſis ſtellen wollend Wenn heute eine Regierung das 
Programm auf ihre Fahne ſchreibt, das eine große Partei in ihrem 
weſentlichen Inhalt gefordert und wofür ſie Millionen von Menſchen 
in Bewegung geſetzt hat, dann erfährt fie die bitterſte Oppoſition, 
wird mit Feuer und Schwert bekämpft, weil — — ja weil dieſe 
Regierung zufällig nicht aus den Reihen jener Partei hervor- 
gegangen iſt. Das iſt ſchon immer ſo geweſen. Bismarck, mein 
großer, unerreichbarer Vorgänger, wurde vor und nach der Reihs- 
gründung gerade von den Parteien am heftigſten bekämpft, deren 
1 Ziele er nach Maßgabe des Möglichen verwirklicht 
atte. 

Wir Deutſchen treiben Politik immer nur in ſtarren Doktrinen. 
Für die Doktrin ſind wir bereit, uns totſchlagen zu laſſen, und 
jeder, der an der hundertprozentigen Durchführbarkeit der Doktrin 
zweifelt, muß bekämpft werden, muß perſönlich bekämpft werden. 
Dann erſt, wenn der Kampf eine perſönliche Spitze gefunden hat, 
findet der Durchſchnittsdeutſche, daß dies in Wahrheit „politik“ 
ſei. Wie kürzlich erſt ein bekannter Schriftſteller feſtſtellte, iſt in 
der Tat Politik eine Sache geworden, „in der Lug und Trug, jede 
Form der Gemeinheit, der Unwahrhaftigkeit, der Liſt, der Perfidie 
erlaubt, Felonie Geſetz geworden iſt“. Dieſe Art, Politik zu 
führen, bedroht unſere nationale Exiſtenz. Was als politiſches Recht 
auf „freie Meinungsäußerung“ betrachtet wird, ift zum Recht auf 
gegenſeitige Derunglimpfung, auf Verhöhnung, Verächtlichmachung 
der anderen geworden. Es gibt geſetzlichen Schutz für die perſönliche 
Ehre, aber es gibt leider keinen geſetzlichen Schutz gegen kollektive 
Beleidigung, die eine Gruppe, eine Partei oder Bewegung als 
Landesverräter oder Geſinnungslumpen bezeichnet. Dieſer Der- 
wilderung des politiſchen Kampfes mit perſönlichen und kollektiven 
Derunglimpfungen muß und wird ein Ende geſetzt werden. 

Moskowitiſche Methoden haben in Deutſchland keinen Raum. 
Eine Nation, die im Kampf um ihre Exiſtenz ſteht, muß zu dem 
Geſetz der politiſchen Vernunft zurückfinden, das feine Baſis nur 


3 


in der eigenen nationalen Wohlfahrt ſehen kann, und wenn die 
Herren von der NSDAP. heute die ſchon etwas verſtaubten Requi⸗ 
ſiten des ſozialiſtiſchen Klaſſenkampfes vergangener Jahre glauben 
hervorholen zu müſſen, wenn Sie glauben, daß Sie mit einem Kampf 
gegen die „feinen Leute“, gegen die ſogenannten „Barone“, gegen 
die „Herrenſchicht“, wie Sie es nennen, neue Wahlerfolge erzielen 
werden, wenn Sie, kurz geſagt, zu den Methoden des von Ihnen 
perhorreszierten Klaſſenkampfes glauben zurückkehren zu follen, fo 
fürchte ich, daß Sie eine bittere Enttäuſchung erleben werden, denn 
in dieſer Kampfmethode ift Ihnen der Marxismus aller Schattie- 
rungen weit überlegen. Aber Sie werden dabei — und das iſt 
das weſentliche — Ihr Ziel verfälſchen und zerſchlagen, Ihr Ziel, 
die Nation um der Nation willen auf einer nationalen Baſis zu 
einen! Sie würden ſich ſelbſt in Gegenſatz ſetzen zu der großen 
Leiſtung Ihrer Vergangenheit, in der Sie den nationalen Gedanken 
im deutſchen Volk wieder zu Ehren gebracht haben. Der Staat 
muß ſich der geiſtigen und religiöſen Grundlagen bewußt ſein, auf 
denen er ruht. Kulturelle Neutralität iſt für ihn ein Unding. Alle 
Autorität des Staates und jedes Amtes hat ihren Urſprung in 
Gott, auch wenn der Träger des Amtes vom Volk beſtimmt wird. 
Staatliche Führung kann nie Kultur hervorbringen, kann ſie nur 
ſchützen und lebend halten. Aber in Zeiten, in denen das Dolf 
ſich in einer geiſtigen Wende befindet und dem inneren Streit zu 
erliegen droht, muß die Staatsgewalt auch auf dem Wege der 
inneren Erneuerung vorangehen. Sie wird den Kulturbolſchewismus 
in jeglicher Form bekämpfen, der die geiſtige Grundlage unſeres 
Volks- und Staatslebens zerſetzt. Die Erziehung der Jugend muß 
wieder unter den Geſichtspunkt geſtellt werden, ein Geſchlecht 
heranzubilden, das fähig iſt, den Staat zu tragen. Die Freiheit 
der Erziehungsberechtigten, die in der Verfaſſung gewährleiſtet wird, 
ſetzt voraus, daß die Erzieher ſich der Pflicht bewußt bleiben, die 
ihnen durch die geſchichtlichen Überlieferungen des deutſchen Volkes 
auferlegt wird. Schulen und Lehrer, die dieſe Pflicht verletzen, 
haben keine Berechtigung. Nicht den Parteien, ſondern der Familie 
und den Religionsgemeinſchaften gibt die Verfaſſung das Recht zur 
Erziehung. Nicht private Weltanſchauungen, ſondern die ewigen 
Wahrheiten des chriſtlichen Glaubens müſſen die Grundlage ſein 
zur Erziehung der Nation. Der Staat muß dieſe Erziehung wieder 
in Bahnen leiten, die nicht zur Überſchätzung des Perſönlichkeits⸗ 
wertes und zur geiſtigen Anarchie führen, ſondern gläubige Chriſten, 
treue Mitglieder des Volkes und tüchtige Staatsbürger heranbilden, 
die den Dienſt am Daterlande als ihre höchſte Aufgabe anerkennen. 
Auch die höhere Bildung darf den Menſchen nicht zu volksfremder 
Geiſtigkeit erziehen, ſondern zu einem Führer, der feinem Volk 
innerlich verbunden bleibt. Damit das deutſche Volk in Freiheit 
an der Erziehung ſeiner Kinder und an der Erfüllung ſeiner 
deutſchen Miſſion arbeiten kann, darf es nicht von dem ſtändigen 
Wechſel parteipolitiſcher Koalitionen aus feiner Bahn abgelenkt 
werden. Auch hierfür bedarf es der Aufrichtung einer dauernden 
Staatsautorität. 


Wenn Autorität mit wahrer Demokratie gepaart ſein ſoll, dann 
kann der Ferſetzung unſeres ſtaatlichen Lebens nur von der Stelle 
aus Einhalt geboten werden, die verfaſſungsmäßig berufen iſt, eine 
Regierung zu bilden und ihr ein Ziel zu geben: das ift der Reihs- 
präſident. 

Ich erfülle eine ſelbſtverſtändliche Pflicht, wenn ich mich hier 
in dieſer Stunde großer Entſcheidungen vor die hiſtoriſche Per- 
ſönlichkeit unſeres Staatschefs ſtelle. Das deutſche Volk hat ein 
intuitives Gefühl der Dankbarkeit für das Sottesgeſchenk, das ihm 
den Führer in Krieg und Frieden, den Wahrer feiner beſten Tra- 
ditionen in ſolcher Stunde an der Spitze der Nation erhalten hat. 
So hoch die kämpfenden Gewalten von heute überſchattet werden, 
von dieſem Symbol der Einigkeit, von der Ehrfurcht gebietenden 
Perſönlichkeit Hindenburgs — ſo ſicher bin ich, daß jeder gute 
Deutſche nur mit Kopfſchütteln von Reden Kenntnis genommen hat, 
die jede Ehrfurcht vor der Weisheit des Alters und der großen 
Perſönlichkeit vermiſſen laſſen. ; 

Meine Damen und Herren! Die grundſätzliche Beſeitigung der 
Schäden, die aus der Staatsführung der letzten dreizehn Jahre ent⸗ 
ſtanden find, kann folgerichtig nur in einer Reform der Derfaſſung 
gefunden werden. Wir werden dieſe Frage nicht übereilen und nur 
in Übereinſtimmung mit den Ländern der Löſung zuführen. 
beabſichtigen, dem deutſchen Volk nach ſorgfältiger Prüfung einen 


Pläne. 


Wir 


Entwurf vorzulegen, der auf Grund der Erfahrungen der Geſchichte 
und der Eigenart unſerer Heimat für lange Zeit die Grundlage 
unſeres ſtaatlichen Lebens ſichern ſoll. Ich kann heute keine Einzel⸗ 
heiten geben. Nur auf wenige Punkte will ich hinweiſen. 

Das Wahlrecht — das iſt die Auffaſſung faſt aller politiſchen 
Parteien — bedarf eines Umbaues. Die Heraufſetzung des Wahl- 
alters wird Schule und Univerſität in weitem Maße von politiſcher 
Kadikaliſierung befreien, der fie heute zum Opfer zu fallen drohen. 
Es wird geprüft werden, ob und wie der Aufbau der Volksvertretung 


in Zukunft organiſch mit den Selbſtverwaltungskörpern verbunden 


werden kann. Ich möchte mir verſagen, heute verſagen, auf Einzel⸗ 
heiten einzugehen. 
das Verhältnis zwiſchen Reich und Preußen. 

Die Verhältniſſe in Preußen haben den Herrn Reichspräfidenten 
dazu veranlaßt, die geſchäftsführende preußiſche Regierung ihres 
Anites zu entheben und den Reichskanzler als Reichskommiſſar dort 
einzuſetzen. Daß ein ſolcher Schritt notwendig geworden iſt, iſt ein 
untrügbares Zeichen für die Dringlichkeit einer Löſung der Frage 
Reich — Preußen. Es muß in Zukunft ausgeſchloſſen fein, daß im 
Keich und in ſeinem größten Lande gegeneinander und nebeneinander 
regiert wird. Es muß auch ausgeſchloſſen ſein, daß, wie bisher, 
das Reich der Exekutive feines größten Landes machtlos preis- 
gegeben ift. Die Frage Reich — Preußen wird im Rahmen der Der- 
faſſungs⸗ und Reichsreform gelöſt werden. Wir werden den ge⸗ 
ſchichtlich gewordenen preußiſchen Staat nicht zerſchlagen, weil ſeine 
hiſtoriſche Miſſion der Derflammerung des Oſtens mit dem Weſten 
auch in Zukunft für den Reichsbau nicht entbehrt werden kann. 
Notwendig iſt aber eine organiſche Verbindung der preußiſchen 
Regierung mit der des Reichs. Auf dieſem Gebiet liegt die Mög⸗ 
lichkeit einer durchgreifenden Derwaltungsteform und Verwaltungs- 
verbilligung, die die Stunde von uns verlangt. Die Regelung des 
Derhältnifjes zwiſchen Reich und Preußen wird die Eigenſtaatlichkeit 
der anderen deutſchen Länder nicht antaſten. Wiederholt habe ich 
erklärt, daß die Reichsregierung in der Erhaltung der geſchichtlichen 


Struktur unſeres Volkes ein weſentliches Unterpfand für eine neue, 


beſſere Zukunft erblickt. Ich bin überzeugt davon, daß eine Reichs- 
reform möglich iſt, die ſowohl dem geſchichtlichen Recht der Länder 
wie dem Geſamtwohl des deutſchen Volkes entſpricht. Nur ein fo 
gegliedertes Reich wird auch der Pflege des Deutſchtums und ſeiner 
vielgeſtaltigen Kultur am beſten dienen können. Die Bande des 
Blutes, der Sprache und der gemeinſamen Kultur zwiſchen uns und 


den Deutſchen jenſeits unſerer Grenzen werden unzerreißbar ſein, 


wenn wir dem Lande eine Gliederung geben, die jenſeits eines 
— Zentralismus doch die Sicherheit einer ſtarken Reichsgewalt 
erhält. : 

Meine Damen und Herren! Die Reichsregierung hat Ihnen 
heute durch meinen Mund das Programm ihrer Arbeit entwickelt. 
Es iſt ein einheitlicher und folgerichtiger Plan zur Wiederherſtellung 
der deutſchen Wirtſchaft und des deutſchen Staatslebens. Die 
Reichsregierung betrachtet fih hierbei als Vollſtreckerin eines natio⸗ 
nalen Willens, der zwar feinen Niederſchlag noch nicht in manchen 
Parteien gefunden haben mag, der aber dem eigentlichen und wahren 
Volkswillen entſpricht. Die Reichsregierung würde ihre Pflicht 
gegenüber der Nation zu verletzen glauben, wenn ſie von ihrer 
Arbeit abſtehen würde, um irgendeiner parteipolitiſchen Kombis 
nation Platz zu machen, deren Dauer ebenſowenig feſtſteht wie die 
Übereinſtimmung ihrer Abſichten und die Durchführbarkeit ihrer 
Sie wird dem politiſchen und wirtſchaftlichen Leben die 
nötige Sicherheit geben, ohne die es nicht arbeiten kann. Dieſe 
Sicherheit beſteht in unſerer unerſchütterlichen Entſchloſſenheit, die 
Pläne, die wir im Auftrage des Herrn Reichspräſidenten zur 
Kettung Deutſchlands gefaßt und verkündet haben, bis pm Erfolg 
durchzuführen. Wir find der Überzeugung, daß im Derlaufe dieſes 
Weges der geſunde Sinn des deutſchen Volkes uns die Unterſtützung 
aller derer zuführen wird, denen Deutſchlands Ehre und Wohl höher 
ſteht als Parteiintereſſen. : 

Ich hatte die Abſicht, von der Tribüne des dem deutſchen 
Volke gewidmeten Hauſes in dieſer entſcheidungsvollen Stunde die 
erwählten Dertreter des Landes aufzufordern, dem Lande dadurch 
zu dienen, daß fie der Reichsregierung die Durchführung ihres 
Programms ermöglichen. Die Volksvertretung hat mich daran ge⸗ 
hindert; ſie hat es nicht gewollt. Darum rufe ich dem Lande in 
diefer Stunde zu: Mit Hindenburg und für Deutfchland! 


w. Bapenſtein, Berlin SW 48 


AN 


Nur auf einen Punkt will ich hinweifen: auf 


